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Die Rolle der österreichischen Richter und 
Staatsanwälte als Opfer, Täter oder Mitläufer 
des NS-Regimes – so die derzeit gebräuchliche 
Terminologie1 – ist bisher nur in Teilbereichen 
erforscht.2 Eine kollektivbiographische Gesamt-
sicht oder eine Erfassung in Form von Einzelbi-
ographien scheitert bisher an der großen Anzahl 
der zu bearbeitenden Biographien von Richtern 
und Staatsanwälten, die zudem auch noch regi-

                        
1 Vgl. zur Begriffsproblematik in Bezug auf die Opfer 
SERLOTH, Von Opfern 128–133. 
2 Vgl. eine kurze Übersicht ENDERLE-BURCEL, NEU-

BAUER-CZETTL, Justiz am Prüfstand 32–33; vgl. als 
jüngste Literatur die Beiträge von Ilse Reiter-
Zatloukal, Ursula Schwarz und Wolfgang Stadler in: 
KOHL, REITER-ZATLOUKAL, RichterInnen in Geschichte. 
Vgl. auch die Homepage des DÖW, Projekte, Biogra-
phien von Richtern und Staatsanwälten,  
http://www.doew.at/erforschen/projekte/datenbank 
projekte/nazifizierung-der-oesterreichischen-justiz-
biographien-von-richtern-und-staatsanwaelten  
(abgerufen am 8. 2. 2017). 

onal bzw. nach Gerichten aller Instanzen aus-
gewertet werden müssten.  

In „Justiz am Prüfstand“3 wurden der struktu-
relle Aufbau des Justizministeriums – der Jus-
tizverwaltung im engeren Sinn – und die Spit-
zenbeamten der Jahre 1938 und 1945 bis 1955 
untersucht. Für eine kollektivbiographische 
Auswertung der Daten dieser 45 Spitzenbeam-
ten waren umfassende Quellenstudien notwen-
dig. In diesen Quellen gab es aber auch Hinwei-
se auf Richter und Staatsanwälte, die in der ers-
ten Auswertung der Berufskarrieren von Minis-
terialbeamten des Justizministeriums der Jahre 
1938, 1945, 1950 und 1955 nicht aufschienen. 

Während die Frage nach Opfern, Tätern und 
Mitläufern des NS-Regimes, nach Kontinuität 
und Diskontinuität der Ministerialbeamten zah-
lenmäßig durch die Kleinheit des Justizressorts 

                        
3 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am Prüf-
stand 32–56. 
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gerade noch zu bewältigen waren, stehen um-
fassende biographische Forschungen zur Ge-
samtheit der Richter und Staatsanwälte noch 
aus, wobei in der Literatur derzeit von 1.600 
Personen ausgegangen wird.4 

Ein Präsidialakt aus dem Jänner 1949 schlüsselt 
die Zahl der Gerichte und den Personalstand 
detailliert auf. Am 1. Jänner 1938 bestanden 
danach 268 Gerichte aller Instanzen, am 
1. Jänner 1946 190, am 1. Jänner 1947 238, am 
1. Jänner 1948 251 und im November 1948 256, 
womit annähernd die Werte von 1938 erreicht 
waren. Das Aktenmaterial zeigt auch deutlich 
die Problematik bei der Feststellung von eindeu-
tigen Zahlen. Die Angaben zum Personalstand 
sind so strukturiert, dass sie für die einzelnen 
Jahre unterschiedliche Personen und Gebiete 
enthalten. Für den 1. Jänner 1938 (ohne OGH) 
werden 1.396 Richter angeführt. Am 1. Jänner 
1946 befanden sich 264 Richter in Verwendung 
(ohne OLG-Sprengel Wien). Für den 1. Jänner 
1947 werden für das gesamte Bundesgebiet 748 
Richter angegeben, für 1. Jänner 1948 868 und 
für November 1948 1027 Richter.  

Dazu kam der Personalstand der Staatsanwälte, 
der am 1. Jänner 1938 ohne Generalprokuratur 
120 umfasste. Am 1. Jänner 1946 standen 32 
Staatsanwälte (ohne Wien) in Verwendung, am 
1. Jänner 1947 für das gesamte Bundesgebiet 85, 
am 1. Jänner 1948 110 und im November 1948 
104. Auch hier nähert sich die Zahl wieder dem 
Stand von 1938 an. 

Die Zahlen ergeben für 1938 mehr als 1.500 
Richter und Staatsanwälte und für November 
1948 mehr als 1.100.5 

Angesichts dieser Zahlen und des fehlenden 
politischen Willens in Österreich, eine wissen-
schaftliche Kommission – wie in Deutschland6 – 

                        
4 SCHWARZ, NS-Richter 160. 
5 Vgl. ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 13/1949. 
6 Vgl. die aktuellen Aktivitäten www.uwk-bmj.de 
(abgerufen am 8. 2. 2017). 

mit der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit 
und des Umgangs des Justizministeriums damit 
zu betrauen, wurde für den vorliegenden Bei-
trag an Stelle des kollektivbiographischen An-
satzes ein phänomenologischer gewählt. Aus 
rund 160 von der Autorin im Laufe ihrer For-
schungen zusammengestellten Biographien 
wurden die Laufbahnen von 23 Richtern und 
Staatsanwälten – ergänzt durch ebenso viele 
biographische Kurzhinweise – in den Jahren 
1938 bis 1945 mit dem Ziel ausgewählt, das brei-
te Spektrum ihres Handlungsspielraumes dar-
zustellen und in Bezug zur weiteren Karriere 
nach 1945 zu setzen – eines Handlungsspiel-
raumes, der zwischen den Extremem von be-
dingungsloser Einordnung über opportunisti-
scher Anpassung bis zu den verschiedenen 
Formen des Widerstands reichte. Es ist zu hin-
terfragen, wie weit die unterschiedlichen Ver-
haltensweisen in der NS-Zeit auf die weitere 
Laufbahn Einfluss hatten. Diese Einzelkarrieren 
nach 1945 erlauben Rückschlüsse darauf, was in 
der Zweiten Republik möglich war, was toleriert 
wurde und wo doch Grenzen gezogen wurden. 

Die Quellenbasis für die ausgewählten Biogra-
phien sind die Gauakten, die Präsidialakten und 
Personalakten des Reichsjustizministeriums 
sowie des Bundesministeriums für Justiz im 
Archiv der Republik und die Personalakten des 
Bundesministeriums für Justiz.7  

Trotz der Individualität der Berufskarrieren 
kristallisieren sich doch bestimmte Gruppen 
heraus, die nicht allein auf der Einteilung Täter-

                        
7 Die Aktenzitate aus den Präsidialakten des BMJ 
betreffen Einzelakte. Bei den Archivzitaten aus 
Gauakten, aus Personalakten des Reichsjustizminis-
teriums und des Bundesministeriums für Justiz wird 
der Bestand angegeben, in dem unter dem jeweiligen 
Namen das Aktenkonvolut einliegt, aus dem die 
Zitate entnommen sind und die Biographien zusam-
mengestellt wurden. Die Personalakten des Bundes-
ministeriums für Justiz liegen unter dem Namen 
alphabetisch abgelegt in der Registratur des Ministe-
riums. 
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Opfer-Mitläufer beruhen. Immer wieder ist fest-
zustellen, dass die Frage „Wer ist ein National-
sozialist?“ zu immer neuen Antworten führt, 
abhängig davon, mit welchen Maßstäben zu 
welchem Zeitpunkt, ja sogar an welchem Ort 
von welcher Behörde dies beurteilt wurde. Auch 
der Opferbegriff zeigt in der Interpretation eine 
Bandbreite, die von einer nicht ausreichenden 
Beförderung während der NS-Tätigkeit bis hin 
zu Emigration und KZ-Haft oder Ermordung 
reicht. Während sich in der Literatur immer 
wieder Hinweise und Biographien von Tätern 
und Opfern finden, ist die Gruppe der Mitläufer 
noch am wenigsten erforscht. Gerade diese Be-
rufskarrieren zeigen, dass eine Parteianwart-
schaft oder NSDAP-Mitgliedschaft nicht zwin-
gend notwendig war, um durchgehend weiter-
verwendet zu werden, teilweise mit und teilwei-
se ohne Beförderung. Die Frage nach der An-
passungsfähigkeit von Juristen als Richter und 
Staatsanwälte ist hier zu stellen. 

Die Feststellung der Größenordnung dieser drei 
Gruppen bleibt künftigen Forschungen vorbe-
halten; bei den Opfern steht derzeit die Zahl 207 
im Raum.8 Die Größenordnung der NS-
Belasteten (Parteimitglieder in der Illegalität, 
Parteimitglieder, Parteianwärter, Mitglieder der 
SS, SA, NSKK, NSFK) und der Entnazifizierung 
durch einen Liquidator der Einrichtungen des 
Deutschen Reiches in der Republik Österreich, 
durch Sonderkommissionen und die Kommissi-
onen nach § 19 Abs. 2 VG 1947,9 lässt sich der-
zeit schwer ermitteln. Die Zahlen der Entnazifi-
zierungsvorgänge lassen jene Richter und 
Staatsanwälte unberücksichtigt, die sich gar 
nicht zum Dienst meldeten, die zu dieser Zeit im 
Ausland waren oder die zwischenzeitlich ver-
storben waren. Dazu kommt eine Zahlenver-
mengung von Angehörigen der gesamten Jus-

                        
8 SCHWARZ, NS-Richter 130. 
9 Vgl. eine klare und kurze Darstellung der rechtli-
chen Rahmenbedingungen bei STADLER, Karrie-
rebruch? 145–162. 

tizverwaltung mit Richtern bzw. Staatsanwälten 
einzelner Gerichtssprengel.10 Eine Größenord-
nung liefert in jedem Fall der Liquidator, bei 
dem nach Auskunft von Ursula Schwarz 764 
Verfahren gegen Richter und Staatsanwälte do-
kumentiert sind. Weitere 359 Verfahren gab es 
bei den Sonderkommissionen. Bei Dieter Stiefel 
finden sich Zahlen zur Tätigkeit der Kommissi-
onen, die gemäß § 19 Abs. 2 des VG 1947 errich-
tet worden waren. Dabei ist für Richter und 
Staatsanwälte von 858 Geschäftsstücken auszu-
gehen.11 Selbst bei der Annahme von Über-
schneidungen und ungerechtfertigten Verfahren 
ist anzunehmen, dass der Anteil an in irgendei-
ner Form NS-Belasteter sehr hoch ist. Verlässli-
che Daten können nur durch eine umfassende 
und gezielte Forschung erhalten werden. 

Richter und Staatsanwälte  
mit NS-Belastung12 
In der Literatur ist die Auseinandersetzung mit 
der Gruppe von Richtern und Staatsanwälten, 
die ein Naheverhältnis zum Nationalsozialismus 
hatten, am intensivsten.13 An dieser Stelle wer-
den daher nur einige besonders aussagekräftige 
Beispiel gebracht, da gerade diese Personen-
gruppe im Zentrum des Interesses stand und 
steht. 

                        
10 Vgl. etwa STADLER, Karrierebruch? 163–164. Die 
Zahlen basieren auf STIEFEL, Entnazifizierung 149–
154. 
11 STIEFEL, Entnazifizierung 147. 
12 Der Begriff „belastet“ wird hier im allgemeinen 
Sinne des Sprachgebrauches verwendet. Zum juristi-
schen Begriff „belastet/minderbelastet“ vgl. § 17 des 
Nationalsozialistengesetzes 1947 (BGBl. 25/1947). 
13 Vgl. etwa STADLER, Juristisch bin ich nicht zu fassen, 
oder als neueste Literatur etwa SCHWARZ, NS-Richter 
und STADLER, Karrierebruch?; REITER-ZATLOUKAL, Die 
(Un)Abhängigkeit der Richter. 
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Illegale Parteimitgliedschaft 

Der Lebenslauf von Dr. Hugo Mifka ist ein Bei-
spiel für eine Metamorphose von einem illega-
len Parteimitglied zu einem Minderbelasteten. 
Mifka, Geburtsjahrgang 1883, gehörte ab 1904 
einer völkischen Burschenschaft an und trat der 
NSDAP im Frühjahr 1933 bei. Er brüstete sich in 
seinem Lebenslauf vom Mai 1938, dass er seit 30 
Jahren bei keinem Juden eingekauft, nach Mög-
lichkeit keine Fremdwörter benutzt und nur in 
der deutschen Schrift geschrieben hätte. In sei-
ner Tätigkeit beim LG für ZRS – ab 1933 als Se-
natsvorsitzender – habe er auch nach dem Ver-
bot der NSDAP für diese gewirkt, völkische 
Bücher gekauft und in seinem Bekanntenkreis 
verbreitet. Anfang 1938 hatte er auf Weisung des 
illegalen Führers des NS-Rechtswahrerbundes, 
Dr. Hanns Mann, eine Liste über die Gesinnung 
der österreichischen Richter angelegt. Ab 1940 
war er als Feldkriegsgerichtsrat bei einem 
Wehrmachtsgericht tätig.14 

Die Bewertung dieser Lebensumstände nach 
1945 ist ein Musterbeispiel für die sich ändern-
den rechtlichen Bestimmungen. 1946 stellte der 
Liquidator der Einrichtungen des Deutschen 
Reiches noch eindeutig fest, dass er illegal ge-
mäß § 10 des VG und durch Wiederverleihung 
der Vorverbotsnummer nach der Machtergrei-
fung der NSDAP als „Alter Kämpfer“ anerkannt 
worden war. Seine vierseitige Rechtfertigung 
wurde als nicht glaubhaft gewertet. Seine for-
melle Entlassung erfolgte auf Grund des § 14 
VG mit 6. Juni 1945 mittels Bescheid des Liqui-
dators, nachdem er bereits im April 1945 außer 
Dienst gestellt worden war. 

Anlässlich seines Ansuchens um Zulassung zur 
Berufsausübung als Verteidiger in Strafsachen 
1948 wurde auf vier Seiten nochmals detailreich 
sein Berufsleben repliziert. 

                        
14 ÖStA, AdR, RJM, Kart. 49; vgl. weiters AdR, Gau-
akten, Zl. 1.756. 

Im Juli 1947 war er gemäß § 8 Abs. 2 des BÜG in 
den dauernden Ruhestand versetzt worden. Fest 
stand zwar seine Parteimitgliedschaft, doch gab 
es zu diesem Zeitpunkt, wie es im Aktenmateri-
al heißt, keine Anhaltspunkte, dass er Belasteter 
im Sinne des § 17 Abs. 2 des VG 1947 wäre. Das 
gegen ihn am Volksgericht Wien geführte Straf-
verfahren wegen vier Todesurteilen in seiner 
Funktion als Wehrmachtsrichter war im Mai 
1947 eingestellt worden. Es gab keine Anhalts-
punkte für die Annahme von Umständen gemäß 
§ 4 Abs. 5 des VG 1947. Somit war aus Mifka ein 
Minderbelasteter im Sinne des § 17 Abs. 3 des 
VG 1947 geworden. In einem Schreiben des 
OLG-Präsidenten an die Kommission nach § 19 
Abs. 2 VG 1947 beim Bundesministerium für 
Justiz hieß es im März 1948 abschließend, dass 
ihm das Urteil von Zeitzeugen die Bewertung 
eines „auf dem Boden der unabhängigen demo-
kratischen Republik stehenden vertrauenswür-
digen Mannes“ eintrage.15 

Die genaue Darstellung seiner Metamorphose 
würde viele Seiten füllen, doch zeigt sich bereits 
in der Kurzfassung, wie aus einer Entlassung 
eine Versetzung in den dauernden Ruhestand 
wurde. Die en bloc-Entlassungen von Illegalen 
waren mit dem Entnazifizierungsgesetz 1947 
beendet worden. Als Richter war er zwar nicht 
mehr tragbar, aber als Rechtsanwalt. Der Anteil 
an ehemaligen NSDAP-Mitgliedern, die ihren 
Weg in die Rechtsanwaltschaft fanden, ist noch 
nicht erforscht. Die vorsichtige Einschätzung bei 
Wolfgang Stadler, dass „zumindest neun“ Rich-
ter und Staatsanwälte Rechtsanwälte wurden,16 
muss sicher nach oben revidiert werden. Dabei 
ist zu fragen, wie weit die rechtlichen Rahmen-
bedingungen eingehalten wurden. Nach § 19 
Abs. 1 des VG waren minderbelastete National-
sozialisten von der Ausübung des Berufes eines 
Rechtsanwaltsanwärters ausgeschlossen und 
                        
15 Vgl. dazu viele weitere Details ÖStA, AdR, BMJ, 
Liqu., Kart. 383 und NA, Kart. 508. 
16 STADLER, Karrierebruch? 160. 
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konnten daher bis zum 30. April 1950 als 
Dienstnehmer in einer Rechtsanwaltskanzlei 
nicht beschäftigt werden. Die Berufsausübung 
konnte allerdings von der beim Justizministeri-
um eingesetzten Kommission gestattet werden.17 

NSDAP-Mitgliedschaft 

Aus den umfangreichen Materialien zu Richtern 
und Staatsanwälten mit einer NSDAP-
Mitgliedschaft können nur einige wenige Bei-
spiele in Kurzform gebracht werden. Gerade die 
Lebensläufe diese Beamten nehmen oft roman-
hafte Züge an. Aus den umfassenden Darstel-
lungen der Verdienste aus den Jahren vor 1938 
werden nach 1945 Rechtfertigungen mit epi-
scher Breite.  

Dr. Wilhelm Peter, der Sohn des ehemaligen 
Generalsekretärs für die Auswärtigen Angele-
genheiten Franz Peter, musste sich auf Grund 
seiner Karriere und Tätigkeit ab 1934 zunächst 
1938 rechtfertigten. U.a. war er mit politischen 
Strafsachen befasst gewesen, ab Oktober 1935 
fungierte er als Sekretär der Justizminister Ro-
bert Winterstein und Hans Hammerstein-
Equord. Im Juli 1936 wurde er zum Staatsanwalt 
bei der Staatsanwaltschaft Wien II ernannt. 1938 
gab er an, dass er das Los vieler Nationalsozia-
listen erleichtert und für sie Begnadigungen 
erreicht sowie führend bei der Gestaltung der 
Juliamnestie 1936 mitgewirkt habe. Dies hätte 
ihm eine Überwachung durch die Staatspolizei 
und im November 1936 eine Versetzung in die 
Abteilung für zivile Gesetzgebung eingebracht 
und das Ende seiner Position als Sekretär bedeu-
tet. Für seine Angaben führte er prominente SS-
Angehörige als Zeugen an. Mitte Juni 1938 wur-
de er wieder in die Abteilung für politische 
Straf- und Gnadensachen versetzt. Von Novem-
ber 1938 bis Kriegsende war er Wehrmachtsan-

                        
17 Ein Verfahren dazu vgl. ÖStA, AdR, BMJ, Kommis-
sion § 19, Abs. 2 Verbotsgesetz, 4 K G Zl. 330/1947, 
Kart. 294 Dr. Hubert Kadecka, Verteidiger. 

gehöriger. Als Mitgliedsnummer findet sich in 
den Akten des Reichsjustizministeriums 
Nr. 6.264.756 mit Datum 1. Mai 1938. 

1947 meldete er sich nach Rückkehr aus der 
russischen Kriegsgefangenschaft zum Dienst. Zu 
seiner Parteimitgliedschaft gab er an, er sei 1942 
verständigt worden, dass sein Aufnahmeverfah-
ren bis Kriegsende ruhe, „dass ihm jedoch eine 
Mitgliedsnummer aus dem 6 Millionenblock 
freigehalten werde.“ 

Das Justizministerium forderte zur Klärung den 
Gauakt und den Personalakt des Reichsjustiz-
ministeriums an, der zu diesem Zeitpunkt bei 
der Legal Division der Amerikaner lag. Die De-
tails seines Entregistrierungsverfahrens würden 
den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Die Be-
schwerdekommission nach § 7 VG hatte festge-
stellt, „dass für ihn zwar die Mitgliedsnummer 
6.264.756 der NSDAP reserviert war, ihm aber 
wegen des Wehrdienstes die Mitgliedsbestäti-
gung nie ausgefolgt worden war.“ Im Juli 1948 
heißt es im Akt des Justizministeriums: „Es ist 
nach wie vor zweifelhaft, ob er überhaupt Par-
teimitglied wurde […], selbst wenn dies der Fall 
wäre, würde er lediglich als Minderbelasteter im 
Sinne des § 17 Abs. 2 VG 1947 anzusehen sein.“ 
Seiner Wiederverwendung stimmte auch das 
BKA zu. 

1956 suchte Peter um Dienstbefreiung an, um 
sich voll seiner Lehrtätigkeit – er galt als Fach-
mann für Bühnen-, Film- und Funkrecht – an 
der Akademie für Musik und darstellende 
Kunst und an der Akademie für angewandte 
Kunst in Wien zu widmen. 1959 wurde ihm der 
Titel Professor verliehen. 

Das Beispiel von Wilhelm Peter zeigt besonders 
deutlich, mit welchen Formalismen selbst sehr 
deutliche Formulierungen in den NS-Akten 
relativiert wurden. Diese Interpretationsbreite, 
gekoppelt mit der Gunst der verstreichenden 
Jahre und der sich ändernden rechtlichen Rah-
menbedingungen, ermöglichten eine Wieder-
aufnahme in den Dienst. Dabei wurde der Prüf-
vorgang selbst akribisch durchgeführt, aller-
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dings sind die gefolgerten Schlüsse aus heutiger 
Sicht schwer nachvollziehbar.18 Bei durchaus 
vergleichbarer Faktenlage wurden die unter-
schiedlichsten Schlussfolgerungen gezogen.  

Dies gilt z.B. für eine Formulierung anlässlich 
der Ernennung von Dr. Ernst Hoffmann zum 
Rat des OLG Innsbruck, bei der das Justizminis-
terium „neuerlich [betonte], das OLGR. 
Dr. Hoffmann ungeachtet seines Beitritts zur 
NSDAP gesinnungsmässig stets ein Gegner des 
Nationalsozialismus war […]“.19 

Parteianwärter 

Unter den vielen Parteianwärtern ist der Fall 
von Dr. Sergius Borotha besonders interessant, 
da er ein Beispiel dafür ist, dass ein Anwärter 
für bestimmte Positionen in der Justizverwal-
tung in der Zweiten Republik doch untragbar 
war. Er zeigt darüber hinaus, dass dem Bundes-
kanzleramt eine zentrale Rolle zukam, wer in 
welcher Position verwendet wurde. Auch 
Borothas Rechtfertigung ist bemerkenswert. 

Sergius Borotha, Geburtsjahrgang 1907, seit 1930 
im Gerichtsdienst, war im Juli 1939 als AG-Rat 
dem AG Wien zugeteilt worden. In einem Fra-
gebogen aus dem September 1938 hatte er sich 
als „Parteianwärter seit März 1938“ bezeichnet. 
In seinen Personalstandesblättern scheint aller-
dings keine Zugehörigkeit zur NSDAP – weder 
als Anwärter noch als Parteimitglied – auf. Auf 
Befragen hatte Borotha in einem Schreiben an 
den OLG-Präsidenten im September 1945 fest-
gehalten, „dass er sich bei Angabe seiner Partei-
anwartschaft in einem Irrtum befunden“ habe. 
Es sei nämlich zwei Tage nach dem „Umbruch“ 
ein Parteifunktionär bei ihm erschienen, um den 
Mitgliedsbeitrag für die NSDAP einzukassieren. 
Über Vorhalt Dr. Borotha, dass er weder Mit-
glied sei, noch die Absicht habe, der Partei bei-
zutreten, habe ihm der Funktionär auseinander-

                        
18 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Wilhelm Peter. 
19 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 677/1947. 

gesetzt, dass die Führung Wert darauflege, die 
Partei auf breitester Basis aufzubauen und sämt-
liche Staatsangestellten, soweit sie nicht durch 
frühere politische Betätigung belastet seien, „der 
Partei angehören würden und schon jetzt Par-
teianwärter seien.“ Borotha erklärte weiters, er 
habe erst später erfahren, dass dies nicht so sei, 
und danach habe er sich nicht mehr als Partei-
anwärter bezeichnet.20 Borotha war 1945 beim 
OLG-Präsidium Wien tätig. Gegen eine dauern-
de Zuteilung zum Verfassungsgerichtshof erhob 
allerdings das Bundeskanzleramt im Mai 1946 
Einspruch, wobei auf seine Angaben zur Partei-
anwartschaft hingewiesen wurde. Es heißt u.a.: 
„Die Verwendung eines Beamten in der in Aus-
sicht genommenen Funktion bedeutet eine sol-
che Auszeichnung, dass nach h.o. Dafürhalten 
Dr. Borotha hiefür nicht in Betracht kommt.“21 

Dr. Wolfgang Doleisch, Geburtsjahrgang 1911, 
hatte sich zwar um die Aufnahme in die NSDAP 
beworben, jedoch niemals eine Erledigung er-
halten. In seiner Rechtfertigung 1946 schrieb er: 
„Im Hinblick auf die Dienstverordnung über die 
Ernennung von richterlichen Beamten mußte ich 
mich um die Aufnahme […] bewerben.“ 
Doleisch war bei Kriegsende Oberstabsrichter 
der Luftwaffe und wurde auf Grund seines ho-
hen Ranges in einem amerikanischen Internie-
rungslager in Salzburg inhaftiert. Seine Tätigkeit 
als Militärrichter wurde in der „Welt am Mon-
tag“, der Zeitung der französischen Militärge-
richtsbarkeit, „ob ihrer Menschlichkeit ge-
rühmt.“ Ab Oktober 1946 war er dem LG für 
Strafsachen Wien zugeteilt. Die Verwendung für 
nichtpolitische Strafsachen wurde gemäß des 
Erlasses des Justizministeriums mit 
Zahl 8.526/1946 genehmigt.22 Sein Lebenslauf 
zeigt zahlreiche Merkmale, die sich bei vielen 

                        
20 ÖStA, AdR, StAfJ, Präs., G Zl. 455/1945. 
21 ÖStA, AdR, BMJ, Dr. Sergius Borotha, III/A, NA 
Kart. 412. 
22 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Dr. Wolfgang 
Doleisch. 
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Parteianwärtern finden: Angabe von Zwang, 
Nichtbearbeitung der Anträge, Einflussnahme 
der Alliierten, Nichtverwendung in politischen 
Strafsachen. Bei der Beurteilung nach 1945 kam 
der Nichterledigung der Anträge um Aufnahme 
in die NSDAP formaljuristisch eine hohe Bedeu-
tung zu. 

Einen Hinweis auf Zwang gibt es etwa auch im 
Personalakt von Dr. Herbert Loebenstein, Ge-
burtsjahrgang 1914. 1946 gibt er zu seiner 
NSKK-Anwärterschaft an: „Bewerbung als 
NSKK-Anwärter erfolgte nach dreimaliger 
mündlicher Vorladung beim OLG.Präs. Wien 
unter gleichzeitiger Androhung der Entlassung 
aus dem richterl. Vorbereitungsdienst, falls Be-
tritt zur NSDAP oder einer Gliederung nicht 
umgehend nachgewiesen wird.“ Durch seine 
Einberufung zur Deutschen Wehrmacht hatte er 
niemals an einer Versammlung des NSKK teil-
genommen. 1946 erklärte sich daher die Sonder-
kommission I. Instanz beim OLG Wien für un-
zuständig.23 Ein ähnlicher Hinweis findet sich 
bei Dr. Alfred Schmid, Geburtsjahrgang 1916, 
der fünf Monate lang – bis zu seiner Einberu-
fung zur Wehrmacht im August 1939 – dem 
NSKK angehört hatte, „um als Justizbeamter im 
Vorbereitungsdienst in den Genuss des Unter-
haltszuschusses zu kommen.“24 

Eine Verbindung zwischen dem Ansuchen um 
Zulassung zum gerichtlichen Vorbereitungs-
dienst und der Ernennung zum Gerichtsrefe-
rendar mit seinem Aufnahmeantrag zur NSDAP 
lässt sich etwa auch bei Josef Loibl, Geburtsjahr-
gang 1915, feststellen. Loibl ließ sich 1945 regist-
rieren und zählte zu den Minderbelasteten ge-
mäß § 17 Abs. 3 VG 1947. Er wurde „jedoch 
später von der Registrierungsbehörde auf 
Grund seines Einspruches aus den Verzeichnis-
sen der NS gestrichen, da er erst nach dem 31. 
Juni 1939, dem Endzeitpunkt des Begriffes der 
                        
23 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Dr. Herbert Loeben-
stein. 
24 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Dr. Alfred Schmid. 

Parteianwärterschaft, um die Aufnahme in die 
NSDAP angesucht hatte.“25 Auch hier zeigt sich 
wieder ein starker Formalismus, der dazu führ-
te, dass eine Parteianwartschaft plötzlich keine 
mehr war oder verschiedene Klassen von Par-
teianwartschaften nach 1945 geschaffen wurden. 
Zwang zu einem Beitritt kann an manchen 
Dienststellen erfolgt sein, muss aber nicht. 

Es gibt bei der derzeitigen Quellenlage auch 
Beamte, Richter und Staatsanwälte, bei denen 
sich trotz Weiterverwendung im NS-Dienst – 
teilweise nur bis zur Auflösung des Reichsjus-
tizministeriums/Abteilung Österreich oder 
durch die Einberufung zur Deutschen Wehr-
macht unterbrochen – keine Hinweise auf eine 
Anwartschaft oder Mitgliedschaft oder Nähe 
zur NSDAP finden.26 Hier seien auch Walter 
Hauke, Maximilian Engel und Viktor Weinzetl 
sowie Hugo Suchomel genannt, Beamte, die 
ohne Zugehörigkeit zur NSDAP zwischen 1938 
und 1945 Karrieren machten.27 

Für die Zweite Republik  
nicht tragbar 
Bei den vielen Rechtfertigungen für die Mit-
gliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer Glie-
derungen und deren Akzeptanz durch die Son-
derkommissionen, Beschwerdekommission, 
durch die Alliierten oder durch das Justizminis-
terium und das BKA ist es bemerkenswert, dass 
                        
25 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 836/1948. 
26 Zu nennen sind dabei z.B. Ministerialkanzleidirek-
tor Josef Beranek, Dr. Karl Fellner, Dr. Heinrich 
Hackl, Dr. Rudolf Hartmann, Dr. Franz Kaltenbrun-
ner, Dr. Hans Kapfer, Dr. Emil Krecht, Dr. Herbert 
Loebenstein, Ferdinand Nagel, Hofrat Friedrich Pam-
pichler, Dr. Josef Patloch, Dr. Eugen Pausch, 
Dr. Eugen Prüfer, Dr. Otto Schindelka, Dr. Carl Fer-
dinand Schuman, Dr. Peter Sippl, Dr. Karl Tempfer, 
Dr. Josef Widmann. 
27 Vgl. eine Zusammenfassung von Literatur und 
Aktenmaterial dazu ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-
CZETTL, Justiz am Prüfstand 47–49. 
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es doch auch Richter und Staatsanwälte gibt, die 
für die Zweite Republik nicht tragbar waren 
bzw. nicht mehr in den Dienststand aufgenom-
men wurden.28 

Dazu gehört zum Beispiel Dr. Friedrich Stagel, 
Geburtsjahrgang 1889, der 1938 Ministerialrat 
im Justizministerium war, vom Reichsjustizmi-
nisterium übernommen wurde und es bis zum 
Ministerialdirigenten brachte. Bei Kriegsende 
blieb Stagel in Deutschland und kam erst im 
September 1948 nach Österreich. Er ließ sich 
nach VG 1947 in Reichraming registrieren und 
legte einen rechtskräftigen Sühnebescheid des 
öffentlichen Klägers bei der Spruchstelle Bad 
Aibling vor. Sein Ansuchen um Wiederindienst-
stellung wurde 1948 abgelehnt, „da er minder-
belastet ist und während der Annexion bis zum 
Ministerialdirigenten befördert wurde.“29 Die 
Ablehnungsgründe sind bemerkenswert, da bei 
vielen anderen Beamten eine Minderbelastung 
für eine Wiederaufnahme nicht hinderlich war. 
Die Beförderung zum Ministerialdirigenten 
teilte Stagel mit Hugo Suchomel, der trotz vieler 
Presseangriffe und Untersuchungen seitens der 
Alliierten 1946 Leiter einer Sektion im Justizmi-
nisterium und noch weit über seinen Ruhestand 
hinaus mit einem Sondervertrag verwendet 
wurde.30  

Mit 30. September 1948 war Stagel in den dau-
ernden Ruhestand versetzt worden. 1950 stellte 
er ein Ansuchen um Wiederverwendung. Paral-
lel gab es einen Antrag um eine vorläufige Ver-
wendung seitens des Präsidiums des OLG Linz. 
Zu diesem Zeitpunkt fehlte zwar sein Personal-
akt, aber das Wissen um sein politisches Verhal-
ten war bis ins Detail bekannt. U.a. heißt es in 
den Akten: „[…] Dr. Stagel ist zwar schon am 
4. 8. 1932 in die NSDAP aufgenommen worden, 
jedoch am 31. 12. 1934 wieder ausgetreten. Er 

                        
28 Vgl. dazu auch Dr. Hugo Mifka. 
29 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 757/1948. 
30 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am Prüf-
stand 43–44. 

hat, nachdem er offensichtlich in der ‚Verbots-
zeit‘ jede Verbindung zur NSDAP abgebrochen 
hatte, im Jahre 1938 allerdings einen Erfas-
sungsantrag gestellt. Dieser ist jedoch am 26. 8. 
1940 zurückgestellt worden, weil Dr. Stagel zu-
folge Einstellung seiner Beitragsleistung zu 
NSDAP im Jahre 1935 durch schlüssige Hand-
lung als Mitglied aus der NSDAP ausgeschieden 
war. Über ein Ansuchen um Wiederaufnahme 
wurde Dr. Stagel am 10. 10. 1944 mit der Mit-
gliedsnummer 9,667.835 in die NSDAP wieder-
aufgenommen.“ Aus diesem Werdegang ergab 
sich für den Personalsenat des OLG Linz, „dass 
er in politischer Hinsicht keineswegs in einer 
ihm ernstlich belasteten Weise hervorgetreten 
ist.“31 

Aus persönlichen Gründen zog Stagel im Mai 
1950 sein Ansuchen wieder zurück. Aus Akten-
material des Jahres 1966 rund um eine ange-
strebte Änderung der Dienstzeitanrechnung 
geht hervor, dass Stagel Justizminister Gerö für 
seine nicht mehr erfolgte Wiederverwendung 
verantwortlich machte. Hingegen ist seitens des 
Justizministeriums in den Akten zu lesen: „Es 
mutet sonderbar an, daß Dr. Stagel dem damali-
gen Bundesminister für Justiz Dr. Gerö eine 
ungünstige Einstellung nachsagt […] Der Ge-
nannte scheint daher keine Einsicht in sein eige-
nes Verhalten zu haben […]“. Trotzdem wurde 
nach einem Weg gesucht, wie der Ruhegenuss 
im Gnadenweg erhöht werden könnte.32 

Auch Dr. Oskar Stritzel, Geburtsjahrgang 1885, 
war für die Zweite Republik nicht mehr tragbar. 
1938 war er Vizepräsident des LG für ZRS und 
wurde Anfang 1939 zum Präsidenten des OLG 
Innsbruck ernannt und blieb dies bis 1945. Er 
hatte das volle Vertrauen von Gauleiter Franz 
Hofer und die besondere Anerkennung des 
Reichsjustizministeriums. In der Literatur findet 
sich allerdings auch ein Hinweis, dass seine 
                        
31 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 555; AdR, Gauakten Zl. 
221. 
32 Ebd. 
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Ernennung gegen den Willen Hofers erfolgt 
war, da ihm dieser seinen Beitritt zur Vaterlän-
dischen Front übelgenommen hatte.33 Mit 
31. Juli 1945 wurde er auf Anordnung der fran-
zösischen Besatzungsmacht in den Ruhestand 
versetzt, 1947 rechtskräftig als Minderbelasteter 
qualifiziert. Mehrfach wurde ihm in den Akten 
zu Gute gehalten, dass er seine amtliche Stellung 
nie missbraucht sowie keine Gehässigkeiten und 
Verfolgung von politisch anders Denkenden 
gezeigt habe, stets für die Unabhängigkeit und 
Freiheit der Rechtsprechung eingetreten sei und 
nach Möglichkeit in seinem Wirkungskreis „ös-
terreichische Eigenart und österreichischen 
Geist“ bewahrt habe.34  

Nur in einem Präsidialakt des Justizministeri-
ums aus dem Jahr 1945 findet sich der Hinweis 
auf zwei Verhaftungen Stritzels durch die fran-
zösische Militärpolizei, wobei bei der ersten 
Verhaftung eine Intervention des Landtagsprä-
sidenten und Obmannes der ÖVP OLG-Rates 
Dr. Adolf Platzgummer zu seinen Gunsten er-
folgt war. Die Erhebungen des Justizministeri-
ums hatten zu diesem Zeitpunkt ergeben, dass 
Stritzel Mitglied der NSDAP war, mit Eintritts-
datum 24. Mai 1938 und Mitgliedsnummer 
6.128.081. Er galt damit als Illegaler. Schon 1945 
wurde festgestellt: „es liegt hier zweifellos einer 
jener Fälle vor, wo die bevorzugte Mitgl.Nr. 
ohne Vorhandensein der an sich erforderlichen 
Voraussetzungen rein aus Gefälligkeit erteilt 
worden ist.“ Es wurde eine Information an die 
französische Gerichtsdivision in diesem Sinn 
vorgeschlagen.35 

Auch bei Stritzel gibt es Versuche, seine dienst-
rechtliche Behandlung bei der Berechnung des 
Ruhegenusses zu verbessern, die letztlich 1956 
beim Bundespräsidenten endeten, der das An-
suchen wieder an das Justizministerium ver-

                        
33 GRUCHMANN, Justiz im Dritten Reich 278. 
34 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 559; Liqu. Kart. 393 und 
RJM Kart. 60. 
35 ÖStA, AdR, StAfJ, Präs., G Zl. 384/1945. 

wies. In einer letzten Stellungnahme aus dem 
Jahr 1960 wurde das Ansuchen – mit dem Hin-
weis auf ähnliche Ansuchen – vom Finanzminis-
terium abgelehnt.36 

Für eine Nichtverwendung in der Zweiten Re-
publik zählte aber nicht nur eine NSDAP-
Mitgliedschaft. 

Dr. Felix Bayer, Geburtsjahrgang 1882, nimmt 
eine Sonderstellung ein. Obwohl er weder An-
wärter noch Mitglied der NSDAP gewesen war, 
wurde er trotzdem nicht mehr in den Dienst 
übernommen. Bayer hatte bis 1938 in Strafvoll-
zugssachen gearbeitet und ab 1942 wieder als 
Sachbearbeiter von Strafvollzugssachen beim 
OLG Wien. Es war auch unter seinen Berufskol-
legen nicht bekannt, dass er jemals zur NSDAP 
in Beziehung gestanden wäre. Da er aber „das 
besondere Vertrauen des Generalstaatsanwaltes 
Dr. Stich genossen“ und diesem – „wie aus zu-
verlässiger Quelle verlautete – auch persönlich 
nahegestanden“ haben soll, wurde seine Pensi-
onierung nach § 8 Abs. 2 des BÜG 1945 durch 
den Liquidator in die Wege geleitet.37 

Viele Ungleichbehandlungen, seien sie während 
der NS-Zeit oder nach 1945 erfolgt, lassen sich 
mit dem derzeit zur Verfügung stehenden Ak-
tenmaterial nicht erklären. Kenntnisse von per-
sönlichen Netzwerken und ein Wissen, dass 
über das schriftlich Festgehaltene hinausgeht, 
können nicht oder nur teilweise aufgedeckt 
werden. Im Detail wird noch nachzugehen sein, 
wer von den nicht mehr verwendeten Richtern 
und Staatsanwälten im Laufe der Jahre eine 
Verbesserung bei der Anrechnung seiner 
Dienstzeiten, Gewährung von außerordentli-
chen Zulagen zu den Ruhegenüssen oder Zah-
lungen im Gnadenweg erhalten hatte – alles 
Milderungen bestehender gesetzlicher Bestim-
mungen. 
                        
36 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 559. 
37 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 354/1945. Weitere 
Details ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am 
Prüfstand 50–51. 
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Nach derzeitigem Stand der Forschung wurden 
elf ehemalige Richter und Staatsanwälte in der 
Zweiten Republik nicht mehr verwendet. Neun 
setzten ihre Berufslaufbahn als Rechtsanwälte 
und zwei als Notare fort.38 Vier wurden ohne 
Pensionsanspruch aus dem Dienst der Republik 
ausgeschieden.39 

Von der Entnazifizierung  
zur Begnadigung 
Der Umgang der politisch Verantwortlichen mit 
der Entnazifizierung beschäftigt die Forschung 
spätestens seit der ersten grundlegenden For-
schungsarbeit von Dieter Stiefel zu diesem 
Thema.40 Zuletzt wurde die gerichtliche Verfol-
gung und Entnazifizierung von Richtern und 
Staatsanwälten von Wolfgang Stadler themati-
siert.41 Vergleicht man die Resümees dieser zwei 
Autoren, so zeigt sich schon der Wandel im 
Zugang zur Thematik. Stiefel sieht die Entnazi-
fizierung in Österreich als Prozess, der „in ge-
wisser Form sogar bis heute weitergeht.“ Sie 
war das Ergebnis der komplexen Beziehungen 
zwischen den vier Alliierten und den drei politi-
schen Parteien, wobei wirtschaftspolitische und 
außenpolitische Entwicklungen zu berücksichti-
gen sind. Stiefel sieht die Entnazifizierung nicht 
als Misserfolg. Der Entnazifizierungsprozess 
folgt ihm zufolge einer eigenen inneren Ent-
wicklung, ausgehend von der Bestrafung über 
die Milderung bis hin zur Amnestie.42 Bei Stiefel 
finden sich noch einige weitere Gedankengänge, 

                        
38 STADLER, Karrierebruch? 160. Hier finden sich auch 
die Namen. 
39 STADLER, Karrierebruch? 159. Hier finden sich auch 
die Namen. 
40 STIEFEL, Entnazifizierung. Exemplarisch sei hier 
noch auf den Sammelband MEISSL, MULLEY, RATH-

KOLB, Verdrängte Schuld, verfehlte Sühne hingewie-
sen. 
41 STADLER, Karrierebruch? 
42 STIEFEL, Entnazifizierung 325–326. 

die auf die individuellen, psychologischen Mo-
mente eingehen. Das Urteil in der jüngsten Lite-
ratur fällt kürzer und härter aus. Wolfgang Stad-
ler sieht die strafrechtliche Verfolgung und die 
administrativen Entnazifizierungsverfahren als 
gescheitert an.43 Barbara Serloth schreibt etwa 
von „verharmloster“ Entnazifizierung.44 

Die in dem Beitrag zusammengestellten Biogra-
phien entsprechen dem Ablauf, wie er in der 
Analyse von Stiefel dargestellt wurde. Die Ent-
nazifizierung erfolgte entsprechend den admi-
nistrativen Verfahren mit Akribie und ungeheu-
rem Aufwand. Eidesstattliche Zeugenerklärun-
gen, der Einfluss der politischen Parteien und 
Alliierten, ein individuelles Wissen um das Ver-
halten von Kollegen sowie eine Einflussnahme 
durch das Bundeskanzleramt und als letzte In-
stanz die Entscheidung des Justizministers be-
stimmten den Verlauf der Erhebungen und die 
Konsequenzen für die Beteiligten. Die Konse-
quenzen reichen von Entlassungen, Versetzun-
gen in den Ruhestand, eingeschränkte Verwen-
dung – etwa nur im Zivilrecht –, Sperrfristen 
und Begnadigungen, wobei sich die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen jährlich änderten, etwa 
durch das Nationalsozialistengesetz 1947, die 
„Minderbelastetenamnestie“ 194845 oder durch 
einen Gnadenerlass 1949, mit dem die Verfahren 
vereinfacht werden sollten.46 Diese Vereinfa-
chung, verbunden mit der Vorgabe durch Minis-
terratsbeschluss vom November 1949, mit dem 
alle wieder verwendeten Ruhestandsbeamten – 
mit wenigen Ausnahmen – nun endgültig aus 
dem Dienst ausgeschieden wurden, ermöglichte 
vielen ehemaligen Belasteten die Wiederver-
wendung. 

Die Dynamik bei den Begnadigungsansuchen 
bereitete auch Bundespräsident Karl Renner 

                        
43 STADLER, Karrierebruch? 167. 
44 SERLOTH, Von Opfern 22. 
45 Vgl. dazu STADLER, Karrierebruch? 149–151. 
46 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 1.065/1949 und G Zl. 
1144/1949. 



 Gertrude ENDERLE-BURCEL 52

Unbehagen. Im August 1947 schrieb er im Zu-
sammenhang mit der Nachsicht des Vermö-
gensverfalls an den Justizminister: „Die Begna-
digungssachen beginnen mir über den Kopf zu 
wachsen. Ich bemühe mich, das mir durch die 
Verfassung übertragene Amt so gewissenhaft als 
möglich auszuüben und halte es nicht als 
pflichtgemäß erledigt, wenn ich mich einfach 
auf die Ministerverantwortlichkeit berufe und 
unterschreibe, was mir vorgelegt wird […]“. Da 
sich die heiklen Gnadenfälle häuften, wollte 
Renner die Reaktivierung des unter Bundesprä-
sident Michael Hainisch bestandenen „Gnaden-
komitees.“ In dem Schreiben zeigt Renner noch 
Fälle auf, wie Belastete durch lokale Behörden 
aus den Registern gelöscht wurden oder sich 
durch amtsärztliche Bescheinigung schwerer 
körperlicher Schädigung Vorteile verschafften. 
Am Ende des fünfseitigen Briefes schreibt Ren-
ner, dass damit „aber das Gesamtproblem noch 
lange nicht erschöpft“ ist.47 

Die von Renner im Brief aufgezeigte Praxis der 
Erhöhung der Versehrtenstufe wird durch einen 
Akt aus dem Dezember 1947 bestätigt. Minder-
belastete oder Belastete, die im Sinne des Natio-
nalsozialistengesetzes registrierungspflichtig 
waren, hatten sich durch die nachträgliche Ein-
stufung in die Versehrtenstufe III oder IV (§ 17 
Abs. 4 VG 1947) von den Sühnefolgen befreien 
lassen, wobei als Beispiel OLG-Präsident in Ru-
he Dr. Edmund Krautmann angeführt wurde.48 

Misst man die Entnazifizierung am Endergeb-
nis, wie etwa Serloth oder Stadler, so muss die 
Bilanz negativ ausfallen. Sieht man die Entnazi-
fizierung wie Stiefel als Prozess, so liegt die 
Bedeutung in der intensiven Beschäftigung mit 
der unmittelbaren Vergangenheit. Kein Detail 
der Berufslaufbahnen oder des Verhaltens der 
einzelnen Richter und Staatsanwälte blieb im 
Dunkeln. Das Aufdecken, die Rechtfertigungen 

                        
47 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 749/1947.  
48 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 711/1947. 

– so lächerlich sie oft auch waren – und die ei-
genartigen Argumentationsketten für die Ent-
scheidungen zwangen alle Beteiligten, sich mit 
den Vorgängen in der NS-Zeit zu beschäftigen. 
Das Wissen um das Verhalten in der NS-Zeit 
blieb in vielen Personalakten noch Jahrzehnte 
erhalten, ob und mit welchem Einfluss auf die 
weitere Karriere, kann nur durch Laufbahnver-
gleiche aufgezeigt werden. 

Dabei wird die Beurteilung der Berufslaufbah-
nen nicht einfach sein, nicht zuletzt wegen der 
auch im internationalen Vergleich durchaus 
kritisch zu sehenden Art der Bestellung der 
Richter in Österreich. Bewerbungen um Richter-
posten werden gereiht, allerdings kann der Jus-
tizminister unabhängig von der Reihung seine 
Entscheidung treffen. 

Das Jahr 1950 stellt eine gewisse Zäsur dar, da 
mit Ende 1949 alle Ruhestandsbeamte – und 
damit auch die Ruhestandsrichter49 – über 65 
Jahre auf Beschluss der Bundesregierung ausge-
schieden wurden.50 Gleichzeitig kamen zuneh-
mend Richter und Staatsanwälte mit NS-
Vergangenheit wieder in Verwendung. Durch 
die Aufnahme von jungen Beamten kam es zu 
einem Generationenwechsel.51 

                        
49 Zu den rechtlichen Grundlagen vgl. das Beispiel 
von Dr. Ludwig Praxmara, Geburtsjahrgang 1875: 
ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 1.225/1949. Bis Ende 
Dezember 1946 waren die Bestimmungen über die 
Altersgrenze der Richter überhaupt aufgehoben; 
danach konnte er auf Grund des Bundesver-
fassungsgesetzes vom 12. 10. 1946, BGBl. 9/1947 als 
Ruhestandsrichter weiterverwendet werden. 
50 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 1.164/1949, Zl. 
1.231/1949. Als Ausnahmen seien hier allerdings z.B. 
Dr. Otto Leonhard, Dr. Oskar Soos oder Dr. Paul 
Heerz angeführt. 
51 Als Beispiele seien hier etwa Dr. Robert Linke, Ge-
burtsjahrgang 1925, Dr. Franz Mohr, Geburtsjahrgang 
1916, und Dr. Helmut Tades, Geburtsjahrgang 1929, 
angeführt. 
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Eingriffe der Alliierten 
Beim Aufbau der gesamten Verwaltung nach 
Kriegsende sind Eingriffe der Alliierten fest-
stellbar, insbesondere bei der Entnazifizierung 
von Richtern und Staatsanwälten – wie bei den 
Einzelbiographien auch immer wieder ange-
führt. Die Alliierten hatten sich zur Kontrolle 
u.a. eine juristische Kommission und ein Dena-
zifizierungsbüro geschaffen.52 Das Wissen der 
Alliierten um das Verhalten dieses Berufstandes 
während der NS-Zeit war umfassend. Die 
Gauakten und Personalakten des Reichsjustiz-
ministeriums standen den alliierten Behörden 
zur Verfügung. Im März 1946 verlangte das 
Alliierte Entnazifizierungsbüro etwa die Entlas-
sung von 72 Minderbelasteten unter den Rich-
tern.53 Von den zahllosen Eingriffen, zu denen es 
keine systematische Forschung gibt, werden 
einige wenige in der Literatur immer wieder 
angeführt – wie etwa Hans Antoni, Maximilian 
Engel, Walter Hauke, Adolf Seitz, Hugo Such-
omel und Viktor Weinzetl.54 Die Beschäftigung 
mit rund 160 Einzelfällen zeigt, dass es in jedem 
Fall, bei dem eine NS-Nähe vorhanden war oder 
nur vermutet wurde, zu Eingriffen der Alliierten 
gekommen war.  

Die detaillierte Darstellung der Prüfvorgänge 
und die darauffolgenden Reaktionen durch die 
Betroffenen selbst, durch das Justizministerium, 
durch Vertreter der politischen Parteien und der 
Gewerkschaft würden den Rahmen dieses Bei-
trages sprengen. An einigen Beispielen soll aber 
gezeigt werden, welche Strategien das Justizmi-
nisterium entwickelte, um Entscheidungen der 
Alliierten zu umgehen. 

                        
52 ÖStA, AdR, StAfJ, Präs., G Zl. 314/1945 und BMJ, 
Präs., G Zl. 38/1946. 
53 STADLER, Juristisch bin ich nicht zu fassen 127. 
54 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am Prüf-
stand 47, 49; vgl. auch STADLER, Juristisch bin ich nicht 
zu fassen. 

Dr. Hubert Kadecka, Geburtsjahrgang 1916, 
hatte 1939 sein Studium beendet. Von 1939 bis 
1942 war er Rechtsanwaltsanwärter und an-
schließend bis 1944 bei der Deutschen Wehr-
macht, aus der er in der Versehrtenstufe II ent-
lassen wurde. Ab 3. Jänner 1945 war er als AG-
Rat tätig. Im Juli 1946 „mußte er“ – so die Dikti-
on im Akt – im Auftrag der Alliierten-
Kommission vom Dienst enthoben werden. Auf 
sein Ansuchen trug das OLG Wien im Einver-
nehmen mit der Oberstaatsanwaltschaft Ka-
decka am 6. August 1946 in die Verteidigerliste 
ein. Im Kurzbericht des OLG Wien heißt es lapi-
dar: „Er war Parteimitglied seit 1. 1. 1941 unter 
der Mitgliedsnummer 8,466.136. Die Sonder-
kommission hat auf Grund der Beweisergebnis-
se angenommen, dass der Parteibeitritt aus ge-
rechtfertigten Gründen erfolgte.“ Dem Bera-
tungsprotokoll der Kommission gemäß § 19 
Abs. 2 des VG 1947, die sich den Argumenten 
der Sonderkommission angeschlossen hatte, ist 
zu entnehmen, dass die Vertreter der Rechtsan-
waltskammer, des Justizministeriums, der ÖVP 
und SPÖ für die Zulassung stimmten. Gegen die 
Zulassung stimmte der Vertreter der KPÖ.55 
Anlässlich eines Ansuchens um Anrechnung der 
Vordienstzeiten im November 1948 zeigt sich 
die Umgehung der Vorgaben durch die Alliier-
ten: „Ich bin seit April 1945 im Rahmen der 
Wiedererrichtung der österreichischen Justizbe-
hörde tätig gewesen, mußte aber mit Ablauf des 
17. 7. 1946 über Verlangen der alliierten Militär-
behörden wegen meiner formellen Zugehörig-
keit zur NSDAP trotz Einspruch der österreichi-
schen Behörden als Richter vom Dienst entho-
ben werden. Mein Dienstverhältnis wurde vom 
österreichischen Staat jedoch nicht gelöst, da 
von vornherein die Absicht bestand, mich nach 
Wegfall der außerhalb des österreichischen 
Machtbereiches liegenden Hindernisse wieder 

                        
55 ÖStA, AdR, BMJ, Kommission, § 19, Abs. 2, Ver-
botsgesetz 1947, 4 K Zl. 330/1947, Kart. 294. Vgl. auch 
ebd., Gauakten Zl. 111.837. 
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in Dienst zu stellen; ich wurde nur unter Ge-
währung der Bezugsvorschüsse beurlaubt […] 
Meine Wiederindienststellung als Richter erfolg-
te am 1. 1. 1947.“56 Knapp vor seiner Wiederin-
dienststellung in Wien wurde bei einem Besuch 
des Justizministers im Präsidium des LG Salz-
burg sogar erwogen, „Kadecka, der in Wien 
schwer herausgestellt werden könnte, nachdem 
Kadecka die § 19, Abs. (2)-Kommission passiert 
hat, nach Salzburg vorübergehend zu entsen-
den, um die Rückstände aufzuarbeiten“.57 Letzt-
lich wurde ein anderer Weg gewählt. Kadecka 
wurde (ab Oktober 1948) gemeinsam mit 
Dr. Eugen Serini (ab Mai 1948) im Justizministe-
rium verwendet, „ohne bisher offiziell wegen 
ihrer einstigen Zugehörigkeit zur NSDAP zuge-
teilt worden zu sein.“ Beide Richter wurden als 
„bloße Mitläufer ohne innere Bindung zum NS.“ 
beurteilt.58 

Das Justizministerium ging recht unterschied-
lich mit den Vorgaben der Alliierten um und 
entschied selbständig, wer und an welchem Ort 
wiederverwendet wurde. Die Verwendung von 
nachweislichen Parteimitgliedern in der Zentral-
stelle ist durchaus bemerkenswert, da die Alli-
ierten bei der Wiederverwendung sehr wohl 
differenzierten, wie etwa die Verhaftung59 und 
das weitere Vorgehen bei OLG-Rat 
Dr. Hermann Garhofer in Linz zeigt, gegen den 
von den amerikanischen Behörden „in seiner 
Eigenschaft als Richter keine Einwendungen 
erhoben werden, sofern er nur als Richter und 
nicht in der Justizverwaltung beschäftigt 
wird.“60 Eine umfassende Forschung zu den 
Eingriffen der Alliierten und den Strategien, die 
die österreichischen Behörden dagegen entwi-
ckelten, steht noch aus, wobei Unterschiede 
nach den Besatzungszonen anzunehmen sind. 

                        
56 BMJ, Personalakt Dr. Hubert Kadecka. 
57 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 585/1947. 
58 ÖStA, AdR, BMJ, Präs. G Zl. 287/1949. 
59 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 2/1945. 
60 ÖStA, AdR, BMJ, III/A, NA, Kart. 439. 

Opfer des national- 
sozialistischen Regimes 
Beim derzeitigen Stand der Forschung kann 
nicht exakt angegeben werden, wie viele Richter 
und Staatsanwälte politisch und/oder rassisch 
verfolgt wurden. Ein Forschungsprojekt, das am 
Dokumentationsarchiv des Österreichischen 
Widerstandes unter der Leitung von Dr. Ursula 
Schwarz durchgeführt wurde, gibt derzeit 207 
Personen an, die 1938/1939 zwangspensioniert 
oder entlassen wurden.61 Wie für die gesamte 
Verwaltung wurde zur „Säuberung“ auch für 
die Gruppe der Richter und Staatsanwälte die 
Verordnung zur Neuordnung des österreichi-
schen Berufsbeamtentums (BBV) vom 31. Mai 
193862 angewendet. Die Angaben schwanken in 
der Literatur, da sie vom Zeitpunkt der Zählung 
abhängen. Immer wieder werden die von Chris-
tian Broda angeführten Zahlen zitiert, der von 
1550 Richtern ausging, von denen 205 von den 
Nationalsozialisten außer Dienst gestellt wur-
den.63 

Das umfangreiche Aktenmaterial des Reichsjus-
tizministeriums/Abteilung Österreich zeigt, wie 
umfassend der Personalstand der Richter und 
Staatsanwälte durch die NS-Behörden durch-
forstet wurde. Akribisch wurden alle Ruhe-
ständler aus dem Bereich der Justizverwaltung 
erfasst64 und alle Richter, die mit Ende 1938 die 
Altersgrenze erreichten.65 

Ab Juni 1938 gab es monatlich Berichte des 
Reichsjustizministeriums, Abteilung Österreich 

                        
61 http://www.doew.at/erforschen/projekte/datenbank
projekte/nazifizierung-der-oesterreichischen-justiz-
biographien-von-richtern-und-staatsanwaelt  
(abgerufen am 22. August 2016). 
62 RGBl. I 1938 S. 607, GBlÖ. 160/1938. 
63 Vgl. etwa MULLEY, Zur „Gleichschaltung“ der Justiz 
270. 
64 ÖStA, AVA, Justizministerium, Kart. 4.541, Org. 5, 
Post 44. Das Aktenmaterial stammt aus dem Jahr 
1938. 
65 Ebd., Post 45 und 45/1. 
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über die Säuberungsmaßnahmen an das Reichs-
justizministerium in Berlin. Der Vorgang war in 
der Regel so, dass die Führung des NSRB ge-
meinsam mit NSDAP-Vertretern „untragbare“ 
Richter und Staatsanwälte aufforderte, ihr Pen-
sionsgesuch zu überreichen. Für die OLG-
Sprengel in Innsbruck, Salzburg und Feldkirch 
waren dies etwa neun Richter, die aus politi-
schen Gründen entfernt wurden.66 Für verschie-
dene Gerichte in Wien und Kreisgerichte gibt es 
eine weitere Liste mit 14 Richtern, die wegen 
ihres politischen Verhaltens zwischen März und 
Juli 1938 in den Ruhestand versetzt wurden.67 
Eine andere Liste enthält die Namen von fünf 
Staatsanwälten, darunter Karl Tuppy und Josef 
Gerö.68 Es gibt einen Einzelakt zu Oberstaatsan-
walt Ludwig Schuster,69 zum Dienststrafverfah-
ren gegen OLG-Rat Ludwig Hirn,70 zum Präsi-
denten des LG Gustav Zigeuner71 und vier Beur-
laubungen von Senatspräsident und Räten des 
OGH.72  

Eine Meldung an den Untersuchungsausschuss 
beim Reichsstatthalter berichtet von der Verhaf-
tung des Ersten Staatsanwaltes Dr. Ernst Grün-
newald durch die Geheime Staatspolizei.73 

Bis Juli 1938 waren etwa 180 österreichische 
Justizbeamte in den Ruhestand versetzt oder 
beurlaubt geworden, davon je zur Hälfte aus 
politischen und rassischen Gründen.74 

Aus dem August 1938 gibt es Listen aufge-
schlüsselt nach Gerichtssprengel aller Bedienste-
ten, die „Juden oder jüdische Mischlinge sind 
oder mit einem Juden oder jüdischen Mischling 
ersten Grades (Halbjuden) verheiratet sind“ – 

                        
66 Ebd., Post 43/5. 
67 Ebd., Post 43/4. 
68 Ebd., Post 43/3. 
69 Ebd., Post 43/2. 
70 Ebd., Post 41/3. 
71 Ebd., Post 41/1. 
72 Ebd., Post 37/10. 
73 Ebd., Post 43/6. 
74 STADLER, Juristisch bin ich nicht zu fassen 21. 

wie es in der NS-Diktion hieß. Sie enthalten 155 
Namen.75 

Aus den Akten geht hervor, dass immer wieder 
Verzeichnisse angelegt wurden über jene Richter 
und Staatsanwälte, die laufend aus dem Dienst 
geschieden waren. Eine weitere Liste aus dem 
Oktober 1938 enthält die Namen von 170 Rich-
tern und Staatsanwälten, darunter 41, die nach 
§ 3 der BBV pensioniert worden waren.76 Aus 
dem Jänner 1939 gibt es eine Namensliste mit 
104 „Abgängen“, darunter 17, die nach § 3 der 
BBV pensioniert wurden.77  

Ein ähnliches Bild ergibt sich aus den Zahlenan-
gaben zum Dienstbereich des OLG Wien, die 
Klaus-Dieter Mulley aus Verzeichnissen zu-
sammengestellt hat, die sich in Aktenmaterialien 
des Bundesministeriums für Justiz im Österrei-
chischen Staatsarchiv befinden, aber nicht iden-
tisch sind mit den oben angeführten Angaben.78  

Einzelne Namen scheinen in mehreren Listen 
auf. Die von Ursula Schwarz ermittelte Zahl von 
207 wird noch nach oben zu revidieren sein, 
wobei wohl auch eine Klassifizierung nach Ver-
folgungsarten die Zahl vergrößern kann. Die 
Verordnung zur Neuordnung des österreichi-
schen Berufsbeamtentums vom 31. Mai 1938 bot 
den neuen Machthabern die Möglichkeit, jeden 
Beamten aus seiner Position zu entfernen, u.a. 
wurde § 3 auf „Juden“, „Mischlinge“ und „jü-
disch Versippte“ angewendet, § 4 auf politische 
Gegner und mit den §§ 5 und 6 konnten alle 
Beamte, gegen die nichts Konkretes vorlag, ver-
setzt oder vom Dienst entfernt werden. Dabei 
gab es die Möglichkeiten der Entlassung sowie 
der Ruhestandsversetzung ohne oder mit ge-
                        
75 ÖStA, AVA, Justizministerium, Kart. 4.541, Org. 5, 
Post 35/23. 
76 Ebd., Post 35/21. 
77 Ebd., Post 35/22. 
78 MULLEY, Zur „Gleichschaltung“ der Justiz 270–272. 
Bei Mulley finden sich u.a. Hinweise auf Dr. Gustav 
Schuster, Dr. Viktor Hoyer, Dr. Edmund Helmar, 
Dr. Charwat, Dr. Alois Osio, Dr. Robert Pollak, 
Dr. Paul Helmer und Dr. Otto Nahrhaft. 
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kürzten Bezügen. An Verfolgung gab es zudem 
die erzwungene Emigration, Gestapohaft und 
Deportation in ein Konzentrationslager. 

Unter dem Begriff Verfolgung finden sich letzt-
lich auch Versetzungen in den Wartestand nach 
§ 44 des Deutschen Beamtengesetzes vom 
26. Jänner 1937, häufig angewendet nach der 
Auflösung des Reichsjustizministeriums/Ab-
teilung Österreich 1939, die Versetzung in nied-
rigere Rangklassen und der Zwang zur Pensio-
nierung nach anderen Rechtsvorschriften als der 
BBV. 

Einige Fallbeispiele sollen das Vorgehen des NS-
Regimes verdeutlichen und aufzeigen, was eine 
Verfolgung für die Berufslaufbahn in der Zwei-
ten Republik bedeuten konnte. 

Verfolgung nach § 3 der BBV 

Genaue Angaben darüber, wie viele von den 
derzeit 207 festgestellten Opfern des National-
sozialismus unter den Richtern und Staatsan-
wälten als rassisch Verfolgte nach § 3 der BBV 
vom Dienst entfernt wurden, sind derzeit noch 
nicht möglich. Die Lebensumstände der nach 
diesem Paragraphen Gemaßregelten sind recht 
unterschiedlich verlaufen. Der Großteil dieser 
Opfergruppe wurde zudem nach der Befreiung 
1945 nicht als Richter oder Staatsanwälte ver-
wendet, sondern als Beamte, die ausgewiesene 
Gegner des Nationalsozialismus waren, im Jus-
tizministerium eingesetzt. Dazu gehörten 
Dr. Herbert Fanta, Dr. Wilhelm Fundulus, 
Dr. Franz Handler, Dr. Ludwig Heller, 
Dr. Viktor Hoyer und Dr. Rudolf Naumann. Bei 
Fundulus lässt sich feststellen, dass er im Perso-
nalstand des KG Wiener Neustadt geführt wur-
de, aber im Justizministerium „unentbehrlich“ 
war.79 

Zu den NS-Opfern im Richterstand und im All-
gemeinen heißt es 1948 vom Vizepräsidenten 
des LG für ZRS Dr. Wilhelm Malaniuk pessimis-

                        
79 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 296/1947. 

tisch: „Es ist bemerkenswert, dass von den Rich-
tern und Staatsanwälten, die von den Nazis 
entlassen wurden, nach 1945 wenige wieder in 
ihren alten Beruf zurückkehrten. Die meisten 
sind Advokaten geworden oder in die Wirt-
schaft abgewandert und wollen nicht mehr zu-
rück. Auch Minderbelastete gehen nicht zurück 
in den Gerichtsdienst. Die Justiz ist heute der 
Zu�uchtsort minderbefähigter Juristen gewor-
den, die anderswo nicht unterkommen.“80 In 
den Akten des Justizministeriums finden sich 
aber etwa zeitgleich Hinweise, dass Rechtsan-
waltsanwärter in den richterlichen Dienst auf-
genommen werden wollten.81 

Ein Beispiel für eine Rückkehr in den Richter-
stand ist Dr. Franz Douda, Geburtsjahrgang 
1905. Er wurde wegen der Abstammung seiner 
Frau im November 1938 gemäß § 3 der BBV in 
den Ruhestand versetzt. Im Jänner 1946 wurde 
er zum Richter ernannt und im Juli 1946 Staats-
anwalt bei der Staatsanwaltschaft Wien, bei der 
er bereits seit April 1945 tätig war. 1947 bis 1949 
war er der Generalprokuratur zugeteilt. Seine 
Ernennung zum Ersten Staatsanwalt erfolgte im 
Juli 1949. 1951 wurde er mit der Leitung der 
Staatsanwaltschaft Wien betraut. 1957 wurde er 
zum Oberstaatsanwalt in Wien ernannt. Obwohl 
selbst vom NS-Staat verfolgt, wird seine Tätig-
keit als Staatsanwalt in Prozessen gegen Kriegs-
verbrecher als zu milde kritisiert.82 

Dr. Friedrich Markus, Geburtsjahrgang 1890, 
war 1938 Rat des LG für ZRS Wien und wurde 
im November 1938 gemäß § 3 Abs. 1 der BBV in 
den Ruhestand versetzt. Er wurde im Juni 1945 
beim LG für ZRS wieder in den Dienst gestellt. 

Dr. Siefried Smutek, Geburtsjahrgang 1889, 1938 
Rat des LG für ZRS Wien, wurde mit Ende März 
1939 auf Grund des § 3 Abs. 1 der BBV in den 
Ruhestand versetzt. Im Gauakt findet sich der 
                        
80 Neues Österreich, 3. 10. 1948. 
81 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 585/1947. 
82 Vgl. die Einschätzungen von KURETSIDIS-HAIDER, 
„Das Volk sitzt zu Gericht“ 283–286, 306–311, 363. 
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Hinweis, dass er ein uneheliches Kind sei und 
„sein Vater […] mit gewisser Sicherheit Jude 
gewesen sein“ dürfte.83 Während des Kriegs war 
er bei einer Privatfirma beschäftigt. Sofort nach 
der Befreiung hatte er sich wieder zum Dienst 
gemeldet und wurde im Jänner 1946 aus Anlass 
der Rehabilitierung zum OLG-Rat befördert.84  

Bei dieser Personengruppe ist noch zu klären, 
wie sich ihre Karrieren im Vergleich zu NS-
belasteten Richtern und Staatsanwälten entwi-
ckelten. Bei Smutek findet sich etwa der Hin-
weis, dass er sich gegenüber einigen Kollegen 
benachteiligt fühlte.85 

Verfolgung nach § 4 der BBV 

Als OLG-Vizepräsident beim OLG Graz wurde 
Rudolf Watzek-Mischan,86 Geburtsjahrgang 
1880, am 12. März 1938 von der Gestapo „wegen 
besonders feindseliger Einstellung der NSDAP 
gegenüber“ von der Gestapo verhaftet. Im Sep-
tember 1938 erfolgte seine Entlassung nach § 4 
Abs. 1 der BBV. Vom Oktober 1938 bis Septem-
ber 1939 war er im KZ Dachau und danach bis 
Oktober 1940 im KZ Buchenwald interniert. 
Nach seiner Entlassung lebte er bis September 
1941 in der Nähe von Graz, danach bei seiner 
Tochter in Budapest. 

Im Mai 1945 schrieb Watzek-Mischan an den 
Staatssekretär für Justiz aus Budapest, um Un-
terstützung für seine Berufswünsche zu be-
kommen. Er wollte Leiter des OLG in Graz wer-
den. Erst nach der Anerkennung der Regierung 
Renner schrieb er im Oktober 1945 erneut an 
den Staatssekretär und wünschte eine leitende 
Stellung in der Justiz oder den Gesandtenposten 
in Budapest. In einer ersten Reaktion seitens des 
OLG Graz wurde eine Wiederindienststellung 
wegen seines Alters – er war Geburtsjahrgang 
                        
83 ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 14.323. 
84 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 540. 
85 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 540. 
86 Alle Angaben sind dem Sammelakt im ÖStA, AdR, 
BMJ, NA, Kart. 570 entnommen. 

1880 – nicht in Erwägung gezogen. U.a. hieß es: 
„Wenn auch eine Wiederindienststellung des 
Gemaßregelten infolge Überschreitung der Al-
tersgrenze und der dadurch bedingten Minde-
rung der persönlichen Leistungsfähigkeit in der 
gegenwärtigen Zeit […] die überdurchschnittli-
che Anforderungen stellt, nicht in Erwägung 
gezogen werden kann, so ist der Gemaßregelte 
anderseits infolge seiner stets bekundeten anti-
nationalsozialistischen Einstellung und des hie-
für nach Begründung der n.s. Herrschaft erlitte-
nen schweren Ungemaches (Dienstentlassung, 
langdauernde Anhaltung in einem Konzentrati-
onslager usw.) der beantragten Rehabilitierung 
in vollstem Maße würdig.“ Die Rehabilitierung 
wurde im Juni 1946 durchgeführt, und er wurde 
wieder in den Dienst aufgenommen,87 da durch 
„persönlich gewonnene Überzeugung […] noch 
bestehende Leistungsfähigkeit“ festzustellen 
war und „noch verschärfter Richtermangel“ 
herrschte. Obwohl die britische Militärregierung 
gegen seine Wiederverwendung als Vorsitzen-
der Rat beim OLG Graz keinen Einwand erho-
ben hatte, wurde er Präsident des KG Ried im 
Innkreis. Seine Amtsführung als KG-Präsident 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Au-
ßensenates Ried des LG Linz-Volksgerichte gab 
Anlass zu Beschwerden, da er gegen ehemalige 
Sozialdemokraten, die nach dem Februar 1934 
Nationalsozialisten geworden, nach Deutsch-
land geflohen und Mitglieder der Österreichi-
schen Legion geworden waren, harte Urteile 
fällte. Im Justizministerium heißt es dazu im 
Akt: „Es besteht kein Zweifel, dass dieses Ver-
halten einigermaßen befremdend wirkt und 
gewiss nicht im Sinne einer inneren Befriedung 
gelegen ist.“88 

                        
87 Er wurde gemäß § 4 BÜG im Rang als OLG-
Vizepräsident beim OLG Graz kurz bis November 
1946 in Verwendung genommen; ÖStA, AdR, BMJ, 
Präs. G Zl. 716/49. 
88 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 570, G Zl. 12, Zl. 
2.393/1950. 
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1949 bewarb er sich noch um den Dienstposten 
des OLG-Präsidenten von Innsbruck.89 Mit 
31. Dezember 1950 wurde er in den dauernden 
Ruhestand versetzt. 

Die Biographie ist mehrfach bemerkenswert. Die 
Schwere seiner Verfolgung – längerer KZ-
Aufenthalt war unter Richtern nicht so häufig –, 
die Formulierungen zur Altersfrage durch das 
OLG Graz, sein selbstbewusstes Einfordern ei-
ner leitenden Stellung, die nicht erfolgte Wieder-
indienstsetzung in Graz und schließlich seine 
kritisierte Volksgerichtshoftätigkeit heben ihn 
über jede Norm hinaus und lassen Raum für 
Interpretationen. 

Als Beispiel für eine ganz andere Einstellung 
kann Dr. Günther Radey angeführt werden. 
Geburtsjahrgang 1899, wurde er als Richter der 
ersten Standesgruppe beim LG Linz Ende De-
zember 1938 nach § 4 Abs. 1 der BBV mit Drei-
viertel des Ruhegenusses in den Ruhestand ver-
setzt. Im Juni 1945 stellte er ein Ansuchen um 
Wiederindienststellung und wurde im Rehabili-
tierungsweg zum Richter der zweiten Standes-
gruppe ernannt und beim Volksgerichtshof als 
Untersuchungsrichter tätig. Radey ersuchte 
umgehend, von diesem Posten abgezogen zu 
werden, und begründete das damit, „dass er 
schon von 1933 bis 1938 in Linz Untersuchungs-
richter in politischen Strafsachen war, wegen 
dieser Tätigkeit im Jahre 1938 pensioniert wurde 
und sieben Jahre unter schwerstem Druck leben 
mußte, so dass es für ihn eine schwere seelische 
Belastung bedeute, jetzt wieder als Richter mit 
Nationalsozialisten zu tun zu haben.“ Dem An-
suchen wurde aus Richtermangel nicht entspro-
chen. Ab Oktober 1946 war er Vorsitzender ei-
ner allgemeinen Strafabteilung und ab 1949 bis 
1958 Vorsitzender und Berichterstatter im Beru-
fungssenat des LG für Strafsachen Wien. Ab 
1958 war er ständiger Beisitzer. Anlässlich seiner 
von ihm aus gesundheitlichen Gründen bean-

                        
89 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 716/49. 

tragten Versetzung in den Ruhestand 1960 wur-
de ihm das Goldene Ehrenzeichen für Verdiens-
te um die Republik Österreich verliehen, für das 
bemerkenswerterweise Hans Kapfer in einer 
Stellungnahme ministeriumsintern keinen An-
trag stellen wollte und dies u.a. begründete: 
„Die 1938 erfolgte Maßregelung erscheine durch 
die Rehabilitierung nach § 4 BÜG vollkommen 
wiedergutgemacht und bedürfe daher keines 
weiteren Ausgleiches durch eine Auszeich-
nung.“90 

Die Biographie weist einige Besonderheiten auf. 
Es ist bisher der einzige Hinweis darauf, dass 
ein Richter nichts mehr mit Nationalsozialisten 
zu tun haben wollte. Bemerkenswert ist auch die 
überdeutlich formulierte Ablehnung einer Aus-
zeichnung durch Hans Kapfer, zu diesem Zeit-
punkt Präsident des OLG Wien. 1955/1956 hatte 
er das Amt des Bundesministers für Justiz be-
kleidet. Auf Aspekte seiner Biographie wird 
noch im Unterkapitel „Mitläufer“ eingegangen. 

Als weiteres Beispiel für eine Entlassung nach 
§ 4 der BBV kann Staatsanwalt Dr. Hans 
Schmid, Geburtsjahrgang 1888, angeführt wer-
den. Schmid hatte als Staatsanwalt den Prozess 
gegen die nationalsozialistischen Sprengstoffat-
tentäter Franz Saureis und Franz Untersberger 
aus Bad Ischl im August 1934 geführt, die beide 
zum Tode verurteilt und auch hingerichtet wor-
den waren. Schmid wurde im Dezember 1938 
zwar entlassen, jedoch mit einem monatlichen 
Betrag unterstützt und arbeitete ab April 1939 
bei einer Privatfirma in untergeordneter Stel-
lung. Aus seinen politischen Beurteilungen und 
einer 16-seitigen Rechtfertigung im Gauakt geht 
hervor, dass er sich für die Begnadigung der 
beiden Sprengstoffattentäter eingesetzt hatte, 
nicht Mitglied des CV, aber bis 1932 Mitglied 
des Deutschen Alpenvereines und des Deut-
schen Klubs gewesen war, und sein Austritt nur 
wegen seiner kranken Frau und Tochter erfolgt 

                        
90 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 526, BMJ, Zl. 6.502/1960. 
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war. In einer Beurteilung wird er als äußerst 
„anständiger Mensch bezeichnet […], der sei-
nerzeit sich nicht als Mensch, sondern als Sys-
tem-Staatsanwalt vergangen haben dürfte.“91 
Der NS-Maßregelungsbescheid von 1938 wurde 
1942 nochmals erneuert. Im Dezember 1945 
erfolgte seine Rehabilitierung und Beförderung 
zum Leitenden Ersten Staatsanwalt.92 Schmid 
wurde der Personalreferent von Justizminister 
Gerö.93 Mit Ende 1953 wurde er als Oberstaats-
anwalt in den dauernden Ruhestand versetzt 
und erhielt das Große Silberne Ehrenzeichen für 
Verdienste um die Republik.94 

An dieser Stelle sollen noch einige Beispiele von 
NS-Verfolgung in Form von Haft, verbunden 
mit Entlassung oder Ruhestandsversetzung, 
angeführt werden, und in Kurzform die Karrie-
ren nach der Befreiung 1945. 

Haftstrafen und eine Maßregelung nach § 4 der 
BBV erlitt Dr. Otto Nahrhaft, Geburtsjahrgang 
1880, 1938 KG-Präsident in Krems.95 1946 wurde 
er im Rehabilitierungsweg wieder Präsident des 
KG und im Juli 1946 zum Präsident des LG für 
Strafsachen Wien.96 

Dr. Richard Glätzle, Geburtsjahrgang 1882, 1938 
Senatsvorsitzender beim LG Innsbruck, wurde 
nach einer Haft zunächst nach § 4 der BBV ent-
lassen, danach mit drei Viertel des Ruhegenus-
ses in den Ruhestand versetzt. 1945 wurde er im 
Rehabilitierungsweg als Leiter des LG Innsbruck 
wieder in den Dienst gestellt.97 

Dr. Ernst Grünnewald, Geburtsjahrgang 1888, 
seit Februar 1936 Erster Staatsanwalt, wurde 
1938 verhaftet und mit 30. April 1938 gemäß § 4 
der BBV in den Ruhestand versetzt. 1945 erfolg-

                        
91 Details dazu ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 102.579. 
92 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 202/1946. 
93 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am Prüf-
stand 43. 
94 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Johann Schmid. 
95 ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 87.101. 
96 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 716/49. 
97 ÖStA, AdR, BMJ, III/A, NA, Kart. 441. 

te die Reaktivierung als Leitender Erster Staats-
anwalt und die Betrauung mit der Leitung der 
Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck.98 Aus Anlass 
seines Übertritts in den dauernden Ruhestand 
mit Ende 1953 wurde ihm das Große Silberne 
Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 
Österreich verliehen.99 

Dr. Emil Krecht, Geburtsjahrgang 1882, vor 1938 
im Justizministerium tätig, schlug einen Posten 
im Reichsjustizministerium in Berlin aus und 
trat in den Wartestand.100 1945 wurde dies als 
Maßregelung gewertet, da er „im gegenteiligen 
Fall mit einer sofortigen zwangsweisen Pensio-
nierung hätte rechnen müssen.“ Er wurde 1945 
im Rehabilitierungsweg wieder in den Dienst 
aufgenommen.101 

Dr. Alexander Krüzner, Geburtsjahrgang 1889, 
wurde 1938 wegen „seiner bekannt antinazisti-
schen Einstellung sofort beurlaubt“ und mit 
Ende Mai 1938 pensioniert. Dies wurde 1945 als 
eine Maßnahme gewertet, die „einer Maßrege-
lung im Sinne des § 4 der BBV gleichzuhalten“ 
war, „da die Einreichung des Pensionsgesuches 
nur unter dem Druck der damaligen politischen 
Verhältnisse erfolgt ist.“102 

Die wenigen Beispiele zeigen die Bandbreite an 
Maßregelungen durch das NS-Regime und den 
Umgang damit in der Zweiten Republik. 

Versetzung nach § 5 der BBV 

§ 5 der BBV ermöglichte die uneingeschränkte 
Versetzung innerhalb der gesamten Verwaltung. 
Der Beamte behielt seinen Amtstitel und das 

                        
98 Ein Tabellarantrag liegt im ÖStA, AdR, BMJ, Perso-
nalakt Dr. Johann Schmid. 
99 Akt dazu liegt bei ÖStA, AdR, BMJ Personalakt 
Johann Schmid. 
100 Nach § 44 Deutsches Beamtengesetz vom 26. Jän-
ner 1937 (RGBl. I, S. 39) konnten Beamte ohne Be-
gründung in den Wartestand versetzt werden. Die 
Höhe des Wartegeldes wurde in § 86 geregelt. 
101 ÖStA, StAfJ, Präs., G Zl. 350/1945. 
102 ÖStA, BMJ, Präs., G Zl. 202/1946. 
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Diensteinkommen bei Versetzung auf einen 
Dienstposten einer niedrigeren Dienstklasse. 
Diese bedeutete, dass im Allgemeinen die Ver-
setzung keine gravierenden Folgen für die Be-
troffenen hatte. Einzelschicksale zeigen aber, 
dass auch bei den Maßnahmen gemäß § 5 ein 
erheblicher Spielraum möglich war. 

Dr. Karl Schumann, Geburtsjahrgang 1894, war 
1938 Sektionsrat im Justizministerium und wur-
de im April 1939 gemäß § 5 auf einen anderen 
Dienstposten der gleichen Dienstklasse (Staats-
anwalt bei der Staatsanwaltschaft Wien I) ver-
setzt – eine milde Maßnahme, da es in seiner 
politischen Beurteilung 1938 geheißen hatte: 
„[…] Er war begeisterter Anhänger des vergan-
genen Systems und hat wiederholt seine Ab-
scheu vor dem Nationalsozialismus zum Aus-
druck gebracht und denselben auch entspre-
chend bekämpft.“ 1940 wird er auf Grund einer 
neuerlichen Beurteilung „für eine Verwendung 
als Offizier der Wehrmacht“ als ungeeignet be-
zeichnet. Wieder wird er als „betont klerikal 
und vaterländisch“ eingestellt bezeichnet, zu-
dem war er mit einer Engländerin verheiratet. 
Auch 1941 wurde er als „politisch unverlässlich“ 
eingestuft; 1942 ließ er keine positive Einstellung 
zu Partei und Staat erkennen, bemühte sich 
aber, „den äußeren Anforderungen gerecht zu 
werden.“ 1943 wurde eine Beförderung abge-
lehnt. Trotz durchgehend negativer Beschrei-
bungen im Gauakt blieb Schumann bis 1945 bei 
der Staatsanwaltschaft tätig, allerdings „ledig-
lich in der Eingangsgruppe der Richterlauf-
bahn“ ohne Beförderung.103 1945 meldete er sich 
zum Dienst, suchte aber wegen eines Leidens 
um einen längeren Krankenurlaub an. Im Jänner 
1946 wurde seine Beförderung zum Ministerial-
rat bei gleichzeitiger Versetzung in den Ruhe-
stand zwar erwogen, aber man wollte ihm die 
„seelische Depression seiner vorzeitigen Pensio-
nierung“ ersparen und rechnete mit seinem 

                        
103 ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 13.933. 

baldigen Ableben.104 Nach einem Gutachten 
über seine dauernde Dienstunfähigkeit wurde er 
mit Ende Mai 1947 in den Ruhestand versetzt.105 

Als weiteres Beispiel für eine Versetzung nach 
§ 5 der BBV kann Dr. Ludwig Stronski, Geburts-
jahrgang 1888, angeführt werden, der allerdings, 
wie aus den Akten hervorgeht, wegen „Verfeh-
lungen“ – wahrscheinlich wegen ihm nachge-
sagten abfälligen Äußerungen über Hitler – aus 
Linz wegversetzt wurde. Nach einer vorüberge-
henden Tätigkeit 1938 bei der Staatsanwaltschaft 
Wien I wurde er 1939 gemäß § 5 auf einen 
Dienstposten einer niedrigeren Dienstklasse – 
als Landgerichtsdirektor an das LG Wels – ver-
setzt und im November 1944 dem LG Linz zuge-
teilt. 

Im Juni 1945 wurde er vom Landeshauptmann 
von Oberösterreich mit der provisorischen Lei-
tung der Oberstaatsanwaltschaft Linz betraut 
und von der amerikanischen Militärregierung 
bestätigt und beeidet. 1945 schrieb er in seinem 
Lebenslauf: „Ich habe manche Unbill in diesen 
Jahren zu ertragen gehabt.“ Von 1947 bis zu 
seiner Versetzung in den Ruhestand Ende 1953 
war er Präsident des LG Linz. Anlässlich seines 
Ausscheidens aus dem Dienst wurde ihm Dank 
und Anerkennung der Bundesregierung ausge-
sprochen. Es kam aber nicht zu einer vom OLG 
Linz angeregten Verleihung eines Ehrenzeichens 
für Verdienste um die Republik, da es – so wur-
de vom Justizministerium begründet – an den in 
Abschnitt I des Statuts BGBl. 54/1953 geforder-
ten hervorragenden gemeinnützigen Leistungen 
und ausgezeichneten Dienste mangelte.106 

Das Einzelbeispiel zeigt, dass § 5 durchaus auch 
als Maßregelung eingesetzt werden konnte. 
Stronski fiel damit nicht unter die Rehabilitie-
rungsfälle, kam aber in eine Spitzenposition. Die 
Formulierungen bei der Auszeichnung anläss-
                        
104 ÖStA, AdR, BMJ, Präs. G Zl. 202/1946. 
105 ÖStA, AdR, BMJ, Präs. G Zl. 252/1947 und G Zl. 
326/47. 
106 ÖStA, AdR, BMJ, III/A, NA, Kart. 559. 
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lich seiner Ruhestandsversetzung zeigen aber, 
dass bei den Ehrungen nicht routinemäßig vor-
gegangen wurde, sondern genau differenziert 
wurde. 

Dr. Josef Widmann, Geburtsjahrgang 1891, war 
1938 Sektionsrat im Justizministerium. Er wurde 
bei der Auflösung des Reichsjustizministeri-
ums/Abteilung Österreich als OLG-Rat gemäß 
§ 5 der BBV an das OLG Wien versetzt. Dadurch 
war ihm „jeder irgendwie maßgeblicher Einfluss 
entzogen.“ Bei seiner Versetzung hieß es weiter: 
„Es empfiehlt sich auch aus dienstlichen Grün-
den, Widmann beim OLG zu belassen und ihn 
nicht etwa durch Versetzung in eine Landge-
richtsdirektorenstelle mehr in das Licht der Öf-
fentlichkeit zu rücken.“107  

In seiner politischen Beurteilung steht: 
„Dr. Schuschnigg brachte aus Tirol den Richter 
Dr. Widmann als CVer, führendes Mitglied der 
Vaterländischen Front und der Ostmärkischen 
Sturmscharen und als einen besonderen Ver-
trauensmann ins Justizministerium […] hat aber 
nie bei einem Gerichtshof Dienst gemacht.“ In 
einer weiteren Beurteilung heißt es im August 
1941, dass er als Personalreferent in erster Linie 
Systemanhänger bevorzugte, zwar großdeutsch 
gedacht, aber gegen den preußischen Staatsge-
danken in einem großdeutschen Reich Bedenken 
gehabt habe. Widmann hatte nach den Gauak-
ten sein Bedauern ausgesprochen, „dass er ge-
gen viele anständige Nationalsozialisten auftre-
ten mußte, jedoch war er infolge seiner Stellung 
dazu gezwungen.“ Dies verhinderte aber nicht 
seine Einberufung zur Deutschen Wehrmacht 
im August 1941.108 Der zeitliche Zusammenhang 
zwischen seiner negativen politischen Beurtei-
lung und der Einberufung zum Kriegsdienst ist 
offenkundig. Lokalforschungen im ländlichen 
Raum für die Bezirkshauptmannschaft Horn 
haben ergeben, dass eine Mitgliedschaft bei der 

                        
107 ÖStA, AdR, RJM, Kart. 72. 
108 ÖStA, AdR, RJM, Kart. 72. 

NSDAP eine Einberufung aufschob oder sogar 
verhinderte.109 

Nach der Befreiung Österreichs meldete sich 
Widmann sofort zum Dienst und wurde in das 
Personalreferat des Staatsamts für Justiz beru-
fen.110 Bei ihm fehlt ein Hinweis auf ein Rehabili-
tierungsverfahren. Mit Februar 1946 war Wid-
mann neben OLGR Dr. Franz Kaltenbrunner für 
den Bereich der Justizverwaltung „Liquidator 
der Einrichtungen des Deutschen Reiches in der 
Republik Österreich“ zuständig.111 Beide spiel-
ten eine bedeutende Rolle bei der Entnazifizie-
rung. 

Dr. Franz Kaltenbrunner, Geburtsjahrgang 1894, 
gehörte zu jenen Beamten, die während der NS-
Zeit durchgehend verwendet wurden. 1942 war 
er wegen zu milder Urteile vom Bezirksgericht 
Korneuburg nach Wien versetzt worden112 „mit 
dem Auftrag, ihn nicht in der Strafrechtspflege 
zu verwenden […] es kann von ihm angenom-
men werden, dass er zuverlässig bereit ist, seine 
Pflichten als deutscher Beamter zu erfüllen.“113 

In den sonst biographisch sehr detailreichen 
Präsidialakten des Justizministeriums heißt es 
lapidar: „[…] trat am 6. XI. 1920 in den Justiz-
dienst ein und wurde nach der Befreiung Öster-
reichs – er war in den Reichsjustizdienst über-
nommen worden und hat bis April 1945 unter 
den Nationalsozialisten gedient –, mit 4. X. 1946 
zum Rat des OLG Wien ernannt.“114  

Maßregelungen nach § 6 der BBV 

Die Anwendung von § 6 der BBV wurde 1945 
als Maßregelung gewertet, wie es z.B. im Präsi-

                        
109 Hinweis von Univ.-Prof. Hanns Haas. 
110 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 202/1946. 
111 Zu den Aufgaben im Detail vgl. STADLER, Karrie-
rebruch? 160. Zur Tätigkeit vgl. auch ÖStA, AdR, 
BMJ, Präs., G Zl. 136/46; G Zl. 25/1947; G Zl. 990/1955. 
112 Details dazu vgl. STADLER, Juristisch bin ich nicht 
zu fassen 69. 
113 ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 7.363. 
114 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 686/1947 



 Gertrude ENDERLE-BURCEL 62

dialakt zu Dr. Otto Fischer heißt. Fischer, Ge-
burtsjahrgang 1897, war 1938 LG-Rat und Ge-
richtsvorsteher des BG Hainburg. Mit 4. April 
1938 wurde er vom Dienst enthoben und gemäß 
§ 6 der BBV mit Ende Dezember 1938 in den 
Ruhestand versetzt. Nach der Befreiung Öster-
reichs meldete er sich am 23. April 1945 wieder 
zum Dienst. Er wurde im Rehabilitierungsweg 
gemäß § 4 des BÜG wieder in den Dienststand 
übernommen und im Oktober 1946 zum Rat des 
OLG Wien ernannt. Mit September 1948 wurde 
er dem Bundesministerium für Justiz zugeteilt. 
Vom OLG-Präsidenten wurde ihm Dank und 
Anerkennung115 für seine Tätigkeit als Richter, 
Referent in Justizverwaltungssachen und Stell-
vertreter des Vorsitzenden der Rückstellungs-
oberkommission ausgesprochen.116 Mit 1. Jänner 
1956 wurde er zum Sektionschef befördert. 1958 
wurde ihm das Große Goldene Ehrenzeichen 
der Republik Österreich verliehen und anläss-
lich seiner Versetzung in den dauernden Ruhe-
stand Dank und Anerkennung durch den Bun-
despräsidenten ausgesprochen.117 Seine Karriere 
kann als optimal eingestuft werden. 

Ein weiteres Beispiel für eine Anwendung des 
§ 6 der BBV ist Dr. Wilhelm Willomitzer, Ge-
burtsjahrgang 1886. 1938 war er OLG-Rat des 
LG Salzburg. Er wurde gemäß § 6 der BBV mit 
Ende Jänner 1939 in den Ruhestand versetzt. 
Nach der Befreiung meldete er sich zum Dienst. 
Mit 2. Juni 1945 erfolgte seine Betrauung mit den 
Geschäften des LG-Präsidenten in Salzburg (Ac-
ting President) durch die britische Militärregie-
rung nach Überprüfung seines politischen Ver-
haltens während der NS-Zeit. Nach seiner Re-
habilitierung wurde er gemäß § 4 des BÜG wie-
der in den Dienst aufgenommen und zum Prä-

                        
115 Aus den Akten ist ersichtlich, dass es sich dabei 
nicht um eine allgemeine Floskel handelt, sondern, 
dass in jedem Einzelfall geprüft wurde, ob die Tätig-
keit wirklich diese Anerkennung rechtfertigte. 
116 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 601/1948. 
117 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Dr. Otto Fischer. 

sidenten des LG Salzburg ernannt. Aus gesund-
heitlichen Gründen trat er auf eigenes Ansuchen 
mit Ende 1946 in den dauernden Ruhestand. 
Das Justizministerium sprach ihm Dank und 
Anerkennung aus.118 

Emigranten 
Im Allgemeinen wird von einem sehr geringen 
Anteil an jüdischen Richtern und Staatsanwälten 
vor 1938 ausgegangen. In den Präsidialakten des 
Justizministeriums stößt man immer wieder auf 
Einzelnamen oder auf Listen, die die Namen 
von Rückkehrinteressierten enthalten. Für 
Großbritannien gibt es eine Namenslist von 24 
ehemaligen Juristen im Staatsdienst. Eine ameri-
kanische Liste enthält 218 Namen, die aber nur 
zum geringsten Teil ehemalige Richter und 
Staatsanwälte waren.119 

Die Haltung der Regierung zur Rückkehr öster-
reichischer Juden ist spätestens seit Robert 
Knight eindrucksvoll dokumentiert.120 Die Fest-
stellung Karl Stuhlpfarrers, dass niemand aus 
der Bundesregierung oder von nach 1945 rele-
vanten politischen Kräften sie zur Rückkehr 
aufforderte,121 wird mit jedem weiteren Band 
der Ministerratsprotokolle der Zweiten Repub-
lik untermauert. Im Justizministerium findet 
sich allerdings ein durchaus bemerkenswerter 
allgemeiner Rückruf, der von Bundesminister 
Gerö im Jänner 1946 erfolgte. Derzeit gibt es den 
Hinweis auf ein Schreiben des Justizministers 
vom 13. Jänner 1946 an den Vorsitzenden der 
American Association of Former Austrian Ju-
rists, Inv. New York, N.Y, Dr. Siegfried Geyer-
hahn, in dem es u.a. heißt: „[…] Großen Wert 
würde ich natürlich darauf legen, wenn die An-
                        
118 ÖStA, AdR, BMJ, III/A, NA, Kart. 577. 
119 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 318/1945. 
120 KNIGHT, Ich bin dafür die Sache in die Länge zu 
ziehen. 
121 STUHLPFARER, Judenfeindschaft und Juden-
verfolgung 180. 
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gehörigen der Justizberufe möglichst bald nach 
Österreich zurückkehren würden, denn Du 
weisst, wie verseucht gerade in der Gerichtsbar-
keit das Personal durch den Nationalsozialismus 
war. […] dieser Neuaufbau kann nur erfolgen 
durch zuverlässige demokratische Elemente und 
diese glaube ich in Euren Reihen zu finden.“122 
Gerö ersucht um die Mitgliederliste des Juris-
tenverbandes und um die genauen Adressenan-
gaben, weist allerdings auch auf die schwierigen 
Lebensbedingungen in Österreich hin und 
kommt doch zu dem Schluss, dass es für einen 
Österreicher ein erhabenes Gefühl sei, bei dem 
Neuaufbau seiner Heimat mitzuwirken. Aus 
dem Aktenmaterial geht hervor, dass 
Dr. Geyerhahn in einem Zirkular alle Mitglieder 
von dem Ersuchen zur Rückkehr verständigte. 

Der in dem Präsidialakt genauer beschriebene 
Fall einer vorerst nicht gelungenen Rückkehr 
zeigt im Detail die Reiseschwierigkeiten im 
Nachkriegseuropa auf, deren Art und Umfang 
auch noch einer Erforschung harrt. Im konkre-
ten Fall war ein Rechtsanwalt als amerikanischer 
Staatsbürger ohne eine entsprechende Reiseer-
laubnis aufgrund einer falschen Rechtsauskunft 
der Passport Division des State Departements in 
die Schweiz gefahren, um beim Permit Office in 
Bern ein Ansuchen zu stellen, das als militäri-
sche Angelegenheit zu behandeln sei und von 
Bern nach Wien weitergeleitet werden müsste. 
In Bern allerdings erfuhr der Remigrant, dass 
dies eine falsche Auskunft gewesen war. Der 
alliierte Militärrat lehnte seine Einreise nach 
Österreich ab. Ohne auf die Details an dieser 
Stelle weiter einzugehen, zeigen die Akten doch 
das Bemühen von österreichischer Seite, die 
Rückkehr zu unterstützen, u.a. bestätigte das 

                        
122 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 1.098/1948. Der Akt 
betrifft den emigrierten Rechtsanwalt Dr. Hans Gei-
ger, dessen Rückkehrprobleme rückblickend bis 1948 
beschrieben werden. 

Justizministerium „die Dringlichkeit der Einrei-
se.“123 

Der Einzelfall – obwohl es sich dabei weder um 
einen Richter, noch um einen Staatsanwalt han-
delt – zeigt doch, dass es im Justizressort einen 
Rückruf durch den Minister gab, dass aber die 
Reisefreiheit in der Nachkriegszeit durch die 
Alliierten stark eingeschränkt war. 

Für das Justizministerium konnten nur zwei 
Emigranten, Dr. Georg Lelewer und Otto Grafl, 
ermittelt werden, die in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit Verwendung fanden, wobei nur 
Lelewer rassisch verfolgt war und nach kurzer 
Haft 1939 mit seiner Familie flüchten musste.124 
Otto Grafl war durch seinen Auslandsaufenthalt 
ein Repatriierungsfall. 

Als Fallbeispiel für einen Richter sei hier 
Dr. Hermann Ullrich angeführt, für den zeit-
gleich mit Dr. Georg Lelewer125 im November 
1945 eine Berufung zur Dienstleistung sowie die 
Einreisebewilligung im Justizministerium vor-
bereitet worden war.126 Ullrich, Jahrgang 1888, 
war bis 1927 Richter in Salzburg, studierte aber 
auch am Mozarteum und arbeitete als Musikkri-
tiker. 1934 bis 1938 war er in Wien hauptberuf-
lich als Kritiker und Journalist tätig. 1939 emi-
grierte er nach Großbritannien, wo er für eine 
Emigrantenzeitschrift arbeitete und zeitweise 
Generalsekretär der Free Austrian Movement 
war.127 

1946 kehrte er nach Österreich zurück. In den 
Akten ist der komplexe Vorgang mit allen De-
tails festgehalten. So gibt es etwa: ein Schreiben 
des Justizministers aus dem Jänner 1946 an die 
Allied Commission for Austria, Legal Division; 

                        
123 Ebd. 
124 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Justiz am 
Prüfstand 51–53. 
125 Zu Georg Lelewer vgl. ENDERLE-BURCEL, NEU-

BAUER-CZETTL, Justiz am Prüfstand 51–52. 
126 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 318/1945. 
127 https://de.m.wikipedia.org/wiki/Hermann_Josef_ 
Ullrich (abgerufen am 5. 9. 2016). 
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ein gleichzeitiges Schreiben an Ullrich nach 
London mit dem Schlusssatz, dass er dringend 
benötigt werde; Hinweise auf Hindernisse 
durch englische Bestimmungen; notwendige 
Kontaktaufnahme zu den in Repatriierungsan-
gelegenheiten zuständigen Behörden in London; 
Beschaffung einer notwendigen Erlaubniskarte 
vom Military Permit Office, das nur für die 
anglo-amerikanisch-französische Zone galt; für 
die russische Zone war ein besonderes Permit in 
Innsbruck beim Bahnhofkommandanten einzu-
holen; Kontaktaufnahme zur Control Commis-
sion for Germany and Austria; im Falle der 
Rückreise mit dem Arlbergexpress waren noch 
schweizerische und französische Durchreisevisa 
nötig usw. Die Aufzählung zeigt, wie viele In-
stanzen kontaktiert werden mussten. Am 2. 
August 1946 konnte Ullrich seinen Dienst beim 
OLG Wien antreten, im September 1946 wurde 
er dem OGH zugeteilt, 1951 zum Senatspräsi-
denten befördert und im März 1958 Zweiter 
Präsident des OGH. Mit 31. Dezember 1958 er-
folgte mit Erreichung der Altersgrenze seine 
Versetzung in den dauernden Ruhestand.128 

Im Dienste der NS-Herrschaft – 
Mitläufer 
Das Bild vom mehr oder weniger unschuldigen 
Mitläufer ist nicht neu. Lutz Niethammers Stu-
die zur Entnazifizierung in Bayern ist in der 
zweiten Auflage 1982 unter dem Erfolgstitel 
„Die Mitläuferfabrik“ erschienen.129 Für Öster-
reich gibt es zahllose Beispiele von Mitläufern, 
aus denen Weiterläufer wurden, um bei dem 
Läuferbild zu bleiben.130 
                        
128 ÖStA, AdR, BMJ, NA, Kart. 565; zur Rehabilitie-
rung, erfolglosen Rückholversuchen bis 1949 und 
Austritt aus dem Dienstverhältnis eines weiteren 
Emigranten (Dr. Egon Gallia) vgl. ebd. Kart. 438. 
129 NIETHAMMER, Die Mitläuferfabrik. 
130 Zum Läuferbild vgl. RÜCKERT, Abschiede vom 
Unrecht 195. 

Hans Kapfer, Jahrgang 1903, könnte als Prototyp 
eines derartigen Läufers angesehen werden. Er 
ist einer jener Justizminister, die biographisch 
noch erforscht werden müssten. Im August 1938 
heißt es im Gauakt zu seinem Verhalten wäh-
rend der illegalen Zeit: „Gesinnungsgemäß 
christlich-sozial; sein Verhalten und Auftreten 
ist von der liberalen Auffassung des unpoliti-
schen Mannes bzw. Beamten beherrscht.“ An-
lässlich seiner Bewerbung um die Stelle eines 
Landesgerichtsdirektors in Wien wird er bereits 
anders beurteilt: „Hans Kapfer hat sich schon 
vor dem Umbruch für die NSDAP ausgespro-
chen und hat immer ein einwandfreies Verhal-
ten gezeigt. Es besteht gegen ihn keinerlei Be-
denken, er wird von h.o. befürwortet […,] hatte 
als Richter in der Systemzeit wegen Juden öfter 
Unannehmlichkeiten […,] langjähriges Mitglied 
des Deutschen Alpenvereins [September 1939.] 
Obgenannter war stets völkisch eingestellt [De-
zember 1939]“. Im Mai 1942 findet sich die Beur-
teilung: „Während der Verbotszeit verhielt er 
sich der Bewegung gegenüber wohlwollend. 
Einsatz- und opferbereit.“ Im Juni 1942 wurde 
festgehalten: „Er bejaht den ns. Staat nunmehr, 
hat sich aber nirgends aktiv für die NSDAP be-
tätigt.“ Kapfer war Mitglied des NS-Rechts-
wahrerbundes, der NSV und RDB.131 

In den Akten des Reichsjustizministeriums fin-
den sich in einem von ihm verfassten Lebenslauf 
aus dem Juni 1938 die Passagen: „Aus meiner 
nationalen Einstellung habe ich niemals ein 
Hehl gemacht. Während meiner Landpraxis 
1930/1931 wurde ich insbesondere in Mistelbach 
deshalb vielfach angefeindet […] es wurde mir 
oft vorgehalten, dass ich nicht ‚C-Ver‘ sei […] 
Der NSDAP habe ich illegal nicht angehört, da 
ich kein Mitglied kannte, an das oder an dessen 
Gruppe ich mich hätte anschließen können.“ 
Kapfer weist dann noch darauf hin, dass er als 

                        
131 Alle Zitate sind dem Gauakt entnommen; vgl. 
ÖStA, AdR, Gauakten Zl. 4.777. 
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Mietrichter „bedrängten Volksgenossen mit Rat 
und Tat behilflich“ war, was ziemlich bekannt 
gewesen wäre. 

Seine Tätigkeit als Richter wird 1939 über-
schwänglich gelobt: „[…] hervorragend befähig-
ter Richter mit rascher und sicherer Auffassung 
[…] hervorragend bewährt […,] bietet unter 
Berücksichtigung seiner früheren politischen 
Einstellung die unbedingte Gewähr dafür, dass 
er jederzeit rückhaltlos für den nationalsozialis-
tischen Staat eintritt und diesen wirksam ver-
tritt.“ 

1944 war er in Wien „unentbehrlich“, wie es in 
einem Einspruch gegen die Einberufung hieß, 
und er wurde vom Wehrdienst freigestellt.132 

1945 wurde er von Josef Gerö ins Ministerium 
berufen, wo er bis zu seiner Bestellung als Jus-
tizminister im Jänner 1955 tätig war, zuletzt als 
Sektionschef.133  

Hier wirft sich die Frage auf, ob es den Typ des 
unpolitischen Beamten gibt, der problemlos 
„Diener vieler Herren“ sein kann. Es ist aber 
auch zu fragen, wer den Nationalsozialisten 
zuzurechnen ist und wie Angaben und Be-
schreibungen in den Gauakten zu bewerten 
sind.134  

In der Literatur liegt bisher das Hauptaugen-
merk auf Opfern und Tätern unter den Richtern 
und Staatsanwälten. „Jene dazwischen“, wie es 
im Titel eines vor kurzem erschienenen Buches 
heißt,135 deren Lebensläufe nicht so spektakulär 
waren, bedürfen noch einer intensiven Beschäf-
tigung. Ihr Anteil an den 1600 Beamten wird 
noch zu erheben sein. Teilweise sahen sich die 
weiterverwendeten Beamten nach 1945 durch-
aus auch als Opfer, wenn sie in den Jahren 1938 
bis 1945 nicht oder nicht entsprechend befördert 
worden waren. Die Erforschung ihrer mehr oder 
                        
132 ÖStA, AdR, RJM, Dr. Hans Kapfer, Kart. 38. 
133 Arbeiter-Zeitung, 15. 1. 1955, 1. 
134 Zur Quellenproblematik der Gauakten vgl.  
JERABEK, Gauakten 460. 
135 SERLOTH, Von Opfern. 

weniger durchgängigen Berufslaufbahnen mit 
allen Facetten der Verwendungsart und Einstu-
fung wird das Ausmaß an Anpassungsbereit-
schaft bzw. Anpassungsfähigkeit zeigen.  

Die Gruppe jener, die zwar weiterverwendet, 
dann aber zur Deutschen Wehrmacht eingezo-
gen wurden, bedarf ebenfalls noch einer genau-
en Erforschung. Unter anderem wird zu fragen 
sein, ob Beamte aus der Gruppe der Mitläufer 
häufiger zur Wehrmacht eingezogen wurden, 
als jene mit Nähe zum NS-Regime. 

Als weiteres Beispiel einer durchgehenden Ver-
wendung ist Dr. Edmund Schwab zu nennen. 
Schwab, Geburtsjahrgang 1882, war 1937 zum 
Rat des OG ernannt worden. 1938 wurde er in 
den Reichsjustizdienst übernommen. Nach Auf-
lösung des OG im April 1939 wurde er als Se-
natspräsident – nach dem ehemaligen österrei-
chischen Gehaltsgesetz gleichbedeutend mit 
einem Vorsitzenden Rat – auf einen Posten beim 
OLG Wien versetzt, wo er bis April 1945 ver-
blieb. Bei der Wiedererrichtung der Justizver-
waltung wurde er nahtlos mit der Leitung des 
LG für ZRS Wien betraut und im Juli 1946 zum 
Präsidenten dieses Gerichtshofes ernannt. Mit 
Ende 1949 trat er in den Ruhestand, wobei ihm 
Dank und Anerkennung des Bundespräsidenten 
– die höchste Auszeichnung, die zu diesem 
Zeitpunkt verliehen werden konnte – ausge-
sprochen wurde. Wie bei allen Auszeichnungen 
musste auch bei ihm das Bundeskanzleramt 
zustimmen. Anlässlich seines Ausscheidens als 
Vorsitzender des Obereinigungsamtes 1959 – ein 
Amt, das er seit 1947 innehatte – wurde ihm das 
Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um 
die Republik Österreich verliehen.136 

Ein Beispiel für eine nicht ganz so nahtlose Ver-
wendung ist der Karriereverlauf von Dr. Adolf 
Primus, Geburtsjahrgang 1887. Der Südtiroler 
Primus, 1919 zum Richter durch Deutschöster-
reich und 1920 durch Italien ernannt, wurde im 

                        
136 ÖStA, AdR, BMJ, III/A, NA, Kart. 553. 
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Zuge der Rücksiedlung im April 1940 in den 
Reichsjustizdienst als LG-Rat beim Landgericht 
Wien übernommen und 1944 zum Landesge-
richtsdirektor ernannt, wo er als Untersu-
chungsrichter tätig war. 1945 wurde er vorläufig 
wieder in den Dienst gestellt, am 4. Jänner 1946 
aber vom C.I.C wegen seiner angenommenen 
zweimaligen Beförderung während der NS-Zeit 
verhaftet. Eine Stellungnahme des OLG-
Präsidenten (Adolf Seitz) hielt fest, dass der Titel 
LG-Rat die unterste richterliche Stellung be-
zeichne und seine Beförderung zum Landesge-
richtsdirektor gemeinsam mit einigen anderen 
Südtirolern erfolgt sei, die diese wegen ihres 
fortgeschrittenen Alters bekommen hatten. Pri-
mus blieb aber bis Juni 1946 in Glasenbach in 
Haft; nach seiner Entlassung wurde über ihn der 
Stadtarrest verhängt, was einem Verbot der 
Berufsausübung gleichkam. Im Juli 1946 kam 
ein Schreiben des Hauptquartieres der amerika-
nischen Streitkräfte in Österreich an das Justiz-
ministerium, das „jetzt kein Einwand gegen 
seine Wiedereinstellung“ erhoben werde. Da-
zwischen lagen auch zahlreiche Schreiben von 
Zeugen, die ihm bescheinigten, dass „er mit der 
NSDAP nicht auf gutem Fuß stand.“ 

Bis zu seiner Versetzung in den dauernden Ru-
hestand 1952 war Primus wieder als Untersu-
chungsrichter beim LG für Strafsachen Wien 
tätig. Als Auszeichnung wurde ihm durch die 
Justizverwaltung Dank und Anerkennung aus-
gesprochen.137 

Die Unterbrechung seiner Berufslaufbahn zeigt, 
wie genau die Alliierten den Wiederaufbau der 
österreichischen Verwaltung und besonders der 
Justizverwaltung kontrollierten.  

Als letztes Beispiel an dieser Stelle sei Dr. Otto 
Modler, Geburtsjahrgang 1908, angeführt. Er 
war vor dem „Anschluss“ beim BG Wolkersdorf 
                        
137 ÖStA, AdR, RJM/BMJ, NA, Kart. 524. Die Akten 
enthalten auch Material zur Verleihung der österrei-
chischen Staatsbürgerschaft; vgl. weiters RJM, 
Dr. Adolf Primus, Kart. 59. 

tätig, ab Dezember 1938 beim AG für Strafsa-
chen in Wien I. In einer Beurteilung heißt es: 
„Dr. Modler war nach seinen Angaben schon 
vor dem Umbruch illegal tätig. Seine politische 
Haltung ist einwandfrei.“138 Diese und andere 
Angaben in seinem Personalakt waren Anlass 
für umfangreiche Erhebungen und Verfahren 
nach den Entnazifizierungsgesetzen. Sein Perso-
nalakt im Justizministerium enthält u.a. eine 
fünfseitige Rechtsfertigung aus dem Oktober 
1945, aus der hervorgeht, dass er wie alle ande-
ren Beamten des BG einen Antrag auf Aufnah-
me in die NSDAP gestellt hatte, und dies auch 
deshalb, weil er einem Juden für eine Woh-
nungsablöse im 18. Bezirk noch nach dem Um-
bruch 2.500 Schilling bezahlt hatte. Mit dem 
Antrag wollte er den „ungünstigen Eindruck“ 
verwischen. Der Antrag sei aber niemals erledigt 
worden. Eidesstattliche Erklärungen aus dem 
November 1945 wurden von Modler vorgelegt. 
Die Sonderkommission I. Instanz beim OLG 
Wien erklärte sich auf vier Seiten im März 1946 
für nicht zuständig. Nach umfangreichem 
Schriftverkehr entschied die Beschwerdekom-
mission nach § 7 des VG beim Bundesministeri-
um für Inneres im Juli 1947, dass Otto Modler 
von der Verzeichnung als Nationalsozialist in 
den besonderen Listen gemäß § 4 Abs. 1 des VG 
1947 auszunehmen sei. In der Begründung heißt 
es u.a., dass Dr. Modler „unrichtigerweise eine 
illegale Betätigung behauptet hat.“ Weitere um-
fangreiche Zitate aus den NS-Akten, in denen 
Modler u.a. auch als CVer bezeichnet wurde, 
führten zur Feststellung der Beschwerdekom-
mission, dass die politischen Beurteilungen sei-
tens der verschiedenen Parteidienststellen „sehr 
schwankend waren“ und seine Aufnahme in die 
NSDAP aus politischen Gründen abgelehnt 
worden war.139 Obwohl in seinem Standesaus-
weis der Beschluss der Sonderkommission und 

                        
138 Die Beurteilung liegt im Personalakt ÖStA, AdR, 
BMJ, Otto Modler. 
139 ÖStA, AdR, BMJ, Personalakt Otto Modler. 
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der Bescheid der Beschwerdekommission ange-
führt sind, steht im Präsidialakt, der seine Zutei-
lung zur Dienstleistung beim BMJ betrifft, dass 
er „politisch (ns) unbelastet“ sei.140 Mit 1. Jänner 
1948 wurde er u.a. mit der Leitung des Presse-
dienstes im Justizministerium betraut.141 

Das Beispiel Modlers zeigt, wie Angaben aus 
den NS-Akten nach 1945 gewertet werden konn-
ten. Es zeigt die ganze Problematik des Quel-
lenwertes dieser Akten. Zu sehen ist aber auch 
der enorme Aufwand und Umfang der Entnazi-
fizierungsinstanzen. Es würde viele Seiten fül-
len, die Argumentationsketten aller Beteiligten 
im Einzelnen darzustellen.  

Resümee 
Die Laufbahnen von Opfern, Tätern und Mitläu-
fern nach 1945 zeigen die Vielfalt der möglichen 
Personalentscheidungen, die keiner logischen 
Konsequenz zu folgen scheinen. Aus den hier 
vorgestellten knapp 50 Biographien und kurzen 
biographischen Hinweisen können keine quanti-
fizierbaren Rückschlüsse auf die Karrieren der 
insgesamt 1600 Richter und Staatsanwälte gezo-
gen werden.  

Ein Vergleich mit den deutschen Forschungser-
gebnissen142 ist aufgrund der hier vorgelegten 
schmalen Quellenbasis nicht angemessen. Zu-
dem fehlen in Österreich noch immer quellen-
nahe grundlegende Werke, wie sie in Deutsch-
land seit den 1970er Jahren erschienen sind.143 
Doch selbst diese Publikationen mit hohem do-
kumentarischem Wert enthalten keine Untersu-
chungen zur Masse der Urteilsarbeit in der NS-
Zeit und für die Jahre nach 1945.144 

                        
140 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., G Zl. 836/1947. 
141 ÖStA, AdR, BMJ, Präs., 25/1947. 
142 GÖRTEMAKER, SAFFERLING, Akte Rosenburg. 
143 WAGNER, Volksgerichtshof; GRUCHMANN, Justiz im 
Dritten Reich. 
144 RÜCKERT, Abschiede vom Unrecht 160–163. 

In Österreich fehlen nicht nur grundlegende 
Quellenwerke zu den rund 1600 Richtern und 
Staatsanwälten, sondern die personelle Kontinu-
ität und der Wandel der Jahre 1938/1945 ist nicht 
einmal zahlenmäßig erfasst,145 wenngleich die 
Zahlen alleine nur ein statistischer Beitrag wä-
ren. Bei den „vollen Menschenleben“,146 die bis-
her in der Literatur zu finden sind, zeigt sich, 
dass das historische Urteil oft kaum vom aktuel-
len Urteil zu trennen ist. Dahinter steht die Fra-
ge, welches Verhalten wir heute verlangen wür-
den und führt letztlich unweigerlich zu morali-
schen Urteilen.147 

Es fehlen aber auch Untersuchungen zur Masse 
der Urteile in der NS-Zeit, die über die „ver-
werflichen Urteile“148 hinausgehen, wie auch für 
die Zeit nach 1945. Erst diese Forschungen 
könnten zeigen, ob und in welcher Form faschis-
tisches Gedankengut der Jahre 1933 bis 1938 und 
1938 bis 1945 Eingang in das weitere Handeln 
der Richter und Staatsanwälte in der Zweiten 
Republik gefunden hat. 

Wird für die Nachkriegszeit von einem etwa 
gleich großen Bedarf an Richtern und Staatsan-
wälten wie vor 1938 ausgegangen, so war das 
Reservoir von ausgewiesenen Gegnern des NS-
Systems nicht sehr groß. Die Größenordnung 
von etwas mehr als 200 Opfern des NS-Regimes, 
dezimiert durch Emigration und/oder Tod, die 
für eine Wiederverwendung in Frage kamen, 
führt in die Kernzone der Entnazifizierung. Ei-
nem zahlenmäßig kleinen Prozentsatz von Un-
belasteten steht eine große Zahl von NS-
Belasteten aller Schattierungen gegenüber. Eine 
Gesamtdarstellung der Besetzungspraxis der 
Schlüsselpositionen im Gerichtsdienst und im 
Justizministerium bis hin zu den Justizminis-
tern, steht noch aus. 

                        
145 Zu Deutschland vgl. Hubert ROTTLEUTHNER, Karri-
eren und Kontinuitäten. 
146 RÜCKERT, Abschiede vom Unrecht 202. 
147 Ebd. 104. 
148 Ebd. 163. 
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Die Frage, ob Remigranten, unbelastete Rechts-
anwälte, Juristen, die knapp vor 1938 oder nach 
1945 studiert hatten, oder kurzfristig ausgebilde-
te sogenannte „Volksrichter“149 eine Alternative 
gewesen wären, um den Rückgriff auf alte Fach-
eliten zu vermeiden, ist kaum zu beantworten, 
da die erforderliche Größenordnung, die fachli-
che Eignung150 und das Demokratieverständnis 
nur schwer erfassbar sind. Den „neuen“ Richter 
hat es weder 1918, noch 1938 oder 1945 gegeben. 
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